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"DER LICHTBLICK" erschein t 
in der Regel einmal monat­
lich. Der Bezug is t ko­
stenfrei. Bestellunge n sind 
an die Redaktion zu rich­
ten . 

"DER LICHTBLICK" wird aus ­
schließlich von Strafge­
fangenen erstellt . Eine 
Zensur f i ndet nich t s tatt. 

Einem Tei J d i eser Aus­
gabe haben wir Zahlk arten 
beigelegt - zur Erlei chte­
rung für unsere zahl ungs ­
bzw. spendenfreudigen Le­
ser . 

Die Rückseite des Ein­
lieferungsscheines ist mi t 
einer Spenden quittung ve r­
seh en, die in Verbindung 
mit dem Poststempel a l s 
gülti ge r Beleg beim Fi­
nanzamt vorgelegt werde n 
kann . Die Spenden an den 
"LICHTBLICK" s i nd als ge­
meinnütz ig anerk annt . 
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EINE BITTE AN DIE EXTERNEN LESER: 
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alle Angehörigen und mit Insassen der 
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externen Leser darum, bei Schreiben 
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Teilanstalt, in der der jeweilige In­
sasse inhaftiert ist, zu vermerken! 

-red-
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LESERFORUM 

Auf dieser Seite haben unsere Leser 
wünsche, Anregungen und Forderungen, 
ihr Urteil müssen sich nicht unbedingt 
der Redaktion decken. 

das Wort, Ihre 
ihre Kritik und 
mit der Meinung 

Die Redaktion behält sich vor, Beiträge zu kürzen. 
Anonyme Briefe haben keine Chance. 

An die 
"Li eh tb l i ck"-Redak t i on 

Heute möchte ich doch 
einmal in Form eines Le­
serbriefes meine Meinung 
ausdrücken, von der ich 
nur hoffen und wünschen 
kann, daß sie ~ie Meinung 
vieler anderer ausdrückt. 
Ich denke dabei vor allen 
an diejenigen, die durch 
die 11 therapeut i sehe Mühle" 
der TA IV gehen müssen. 

Jedoch möchte ich auch 
einiges zu dem Artikel 
11JVA Tegel als Sklaven­
händler•• anmerken, was 
doch aus meiner Sicht -
sozusagen a 1 s Leihgabe der 
JVA Tegel an die Firma 
Grauel GmbH & KG - zu sa­
gen ist. 

Erst einmal möchte ich 
Euch wirklich danken, daß 
Ihr dieses Problem aufge­
griffen habt, und ich kann 
jede Zeichnung/Karikatur 
umrahmen und auch jedes 
Wort ganzdickunterstrei­
chen. Nur eines sollte da­
bei auch gesagt sein, daß 
sich der Artikel nicht ge­
gen die Geschäftsleitung 
der Firma Grauel richtet, 
sondern einzig und allein 
gegen die h i es i ge Arbe i t s -
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-red-

ve rv1a I tung, d. h. gegen den 
Senator für Justiz. Si ­
cher, manchmal haben wir 
(meine Kollegen und ich) 
uns einemehr oder weniger 
tatkräftige Unterstützung 
durch die Geschäfts 1 e i tung 
gewünscht - auch von dem 
dort beschäftigten "Zivi 1-
mei ster11 der Firma, aber 
auch ihnen scheinen bei 
der "Allmacht des Senats" 
die Hände gebunden zu 
sein . 

I eh se 1 ber werdeweiter 
den schweren Weg der Pro­
zesse gehen und dabei nicht 
vergessen, Euch auf dem 
laufenden zu halten. Ob 
ich das Ende der Prozesse 
noch \-Jährend meiner Straf­
zeit erleben \·lerde, steht 
a II erd i ngs in den Sternen. 

Ja , und nun möchte ich 
Ste llung dazu nehmen, was 
in dem Leserbrief des Pe­
ter Seebauer über das 
Haus IV zum Ausdruck kam. 

Hallo Peter, 

Du wirst Dich vielleicht 
wundern, aber ich \dll Dir 
doch auf Deinen Leserbrief 
an den "Lichtblick" (~lai 
83) einiges sagen. Laß 
mich aber vorausschicken, 
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daß, wenn Du Dein Wieder­
kommen planst, Dir sicher 
ein Platz in Deinem so 
hochgelobten Haus bereits 
jetzt resen•iert ist. Ob 
das allerdings Deine Ab­
sicht ist , kann und will 
ich auch hier nicht beur­
teilen. 

\\'as mich ven.undert hat, 
ist, daß Du den damaligen 
Teilanstaltsleiter I mit 
keinem 1\ort des Dankes er­
wähnt hast . Denn, nur il1m 
hattest Du es doch zu ver­
danken, daß Du damals in 
das Haus IV übergewechselt 
bist . Sonst würdest Du 
vielleicht noch heute hier 
in allen Venval tungsberei­
chen geführt \\'erden. 

Scheinbar ist auch bei Dir 
das Zie 1 sogar übertroffen 
worden, hat man Dich "über­
therapiert"; dennDein Le­
serbrief trieft doch von 
Lobhudelei über das 
Haus IV - über die Thera­
pie und Deinen Therapeu­
ten . 

Darf ich Dich auch fragen, 
Kann Du jemals ein Queru­
lant warst? Ich selber 
kenne Dich nur als einen 
angepaßten, wenn auch sei­
ne Rechte Nahrnehmenden 
Gefangenen , aber niemals 
als den, als den Du Dich 
selber bezeichnest . Ich 
würde Dich eher als einen 
Opportunisten bezeichnen, 
der es immer Yerstanden 
hat, sein "Fähnchen" in 
den gerade \\ehenden Kind 
zu drehen. Aber das ist 
alleine Dein "Bier" . Nur 
habe auch ich durch die 
jahrelange Mitarbeit bei 
den 'Anonymen Alkoholi­
kem' lernen und für mich 
in Anspruch nehmen müssen, 
ehrlich zu sein, da sonst 
der Rückfall schon pas­
siert ist . 

Wer Dich kennt, den \vird 
Dein Leserbrief sicher 
sehr interessiert haben, 



nur darf er eben keine Ah­
nung von Haus IV haben, 
so daß man ihm ein ''X" für 
ein "U" vonnachen kann. 
Jedes Wort strotzt doch 
nur von Lobhudelei über 
diese Teilanstalt, in der, 
jedenfalls für mich, nicht 
vollwertige ~~nschen be­
handelt werden (sollen!) -
soweit eine solche Behand­
lung in dieser unmenschli­
chen Gesamtinstitution 
überhaupt möglich ist -, 
sondern von den Therapeu­
ten invner \Üeder versucht 
wird, aus dem Gefangenen 
ein Kind zu machen. Ein 
Kind, das dann alles vor 
ihm (dem Therapeuten) aus­
breitet und niemals den 
Versuch unternimmt, 
selbstständig z.u werden; 
denn, '"enn das geschieht, 
wird die I!Orgenormnene The­
rapie nicht als Erfolg ge­
sehen oder verstanden. 

Dazu muß ich sagen, daß 
auch ich mich seit 2 1/2 
Jahren in diesem von Dir 
so hochgelobten Haus be­
finde und ich daher weiß, 
daß jedem Therapeuten 
Dein Leserbrief wie Balsam 
vorgekorrunen sein muß. Gan: 
salopp gesagt: Aus diesem 
Grunde wird man auch immer 
bereit sein, Dir ein "Zim­
merchen'' zu reservieren -
quasi auf Vorbestelhmg. 

1\"elch ein großer Verdienst 
der TA IV, Deines Thera­
peuten tmd Eurer Zusarrmen­
arbeit mit den damaligen 
Stationsbeamten, daß Dich 
Dein ehemaliger Englisch­
lehrer einmal in der \\o­
che besuchen durfte und 
man Dir auch gestattete, 
eine eigene Gruppe zur Be­
wältigung Deines \lkohol­
problems ins Leben zu ru­
fen. Nicht zu vergessen, 
daß Dich nach dem Einschia­
fen der Gruppe die Kontakt­
leute auchnoch \-.rei ter be­
suchen konnten. 

Eigentlich müßtest Du 
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jetzt noch auf Knien rut­
schen und diesem Haus mit 
all seinen Beamten und 
Therapeuten dankbar sein; 
ein Bild übrigens (knie­
fällig), daß Deiner mir 
sehr gut bekannten Haltung 
viel eher entspricht, als 
der (Wunsch-)Querulant 
Deines Leserbriefes. 

Außerdem höre ich noch 
deutlich Deine Worte aus 
(und mit) der Beziehung zu 
Jutta damals (SchKerbehin­
derte, die auf den Roll­
stuhl ange,desen ist. Red), 
die ja Deine so hochge­
priesene Lebensaufgabe 
sein sollte. ~lir war schon 
damals klar, daß Du sie, 
eirunal "draußen", sehr 
sdmell vergessen \,ürdest 
und sie Dir nur "Mittel 
zt.nn ::h-eck" '''ar. Eben auch 
deshalb, weil man Dir er­
laubte, die Sprechsttmde 
mit ihr neben der :entra­
le abhalten zu dürfen. Ja, 
welch eine menschliche Tat 
des Hauses IV - kann man 
auch sagen. 

Daß Du obendrein durch das 
Haus TV auch noch zum Kün­
stler avancieren durftest, 
bringt mir die Tränen in 
die .~gen und ich kann 
nur hoffen, daß sich Dein 
Höhenflug nicht noch stär­
ker auswirkt und fu eines 
Tages dem Salvador Dali 
den Rang ablaufen wirst . 
~~nsch Peter, hast Du denn 
gar nichts von dem behal­
ten, was ,,rir bei unserem 
Kennenlernen in der AA­
Gruppe des Hauses I lern­
ten? 

Ich glaube, wenn Du wirk­
lich eirunal ganz intensiv 
darüber nachdenkst, was 
Therapie, Strafzeit und 
die hier angebotene Be­
handlung wirklich erreicht 
haben, dann wirst Du wahr­
scheinlich auch für Dich 
feststellen, daß das Nega­
tive überwiegt. Zwischen 
dem Therap~uten (Ange-
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stellter beim Senator für 
Justiz) und dem Gefange­
nen (Abhängig vom Thera­
peuten und dem Senator 
für Justiz) kann niemals 
ein Bezugsfeld aufgebaut 
Lmd erlebt \-:erden, \vie es 
für eine sirmxolle Thera­
pie nobvendig wäre . 

Ich glaube, daß es auch 
für Dich si.nnYoller \\'äre 
an das Programm zu glau­
ben, das Dir Deine Nüch­
ternheit gebracht hat . 
Vornehmlich der 4 . 
Schritt aus dem Programm 
der Anonymen Alkoholiker 
sollte Dich leiten: Dein 
wichtigster Therapeut ist 
der Gruppentisch, die ehr­
liche Meinungsäußerung des 
an diesem Tisch sitzenden 
Freundes, des Praktikers -
und nicht ebv-a die erlern­
te Aussage eines studier­
ten Therapeuten, '\'ie auch 
Du sie ja hier keimenge­
lernt hast . 

Jedoch hoffe ich für Dich, 
daß Du ~inen \\eg gehst. 
Sollte es jedod1 einmal 
kriseln, dann steht Dir 
ja noch heute Dein Tilera­
peut zurVerf-ügung; außer­
dem ist schlimmstenfalls 
ja DeinKrankenzirruner hier 
reserviert - oder sollte 
id1 lieber Kinderzimmer 
sagen? 

Klaus ~1atz 
T e g e 1 - TA IV 

Hallo Lichtblicker! 

Kle ine und kurze Stel ­
lungnahme zum Thema des 
Herrn Seebauer über die 
TA IV. Es ist zwar rich­
tig, daß man einige "Vor ­
tei le11 in der TA IV hat 
und diese auch genutzt 
werden - solange man sich 
mit den Therapeuten n ich t 
überwirft, denn sons t 
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1 äuft n i c h t s oder 
fast nichts; außer Verle­
gungen in andere Häuser. 

Aufgrund des Briefes: 
11Stel Jung zum Therapeuten 
-Vollzug 11

, von Herrn See­
bauer, ist doch anzunehmen, 
daß er, der Herr Seebauer, 
wahrscheinlich schon ge­
plant hat in Kürze hier 
wieder zu erscheinen! 

Nach Meinung von mir 
und einigen anderen Mit­
klienten, würden wir uns 
über sein mögliches Er­
scheinen nicht wundern! 
Auch auf diese Art ist es 
möglich, sich eine Tür 
zu dem doch s o guten 
Vollzug in der TA IV offe n 
zu halten! 

Oder etwa nicht? 

Jürgen Becker 
z. Zt. T e g e 

Lieber Leser, 
einen weiteren Leser­

brief zum Thema 11 Peter 
Seebauer", aus dem deut­
lich hervorging, weshalb 
von ihm die Pflege der 
Körperbehinderten über­
nommen wurde und warum er 
sie nach seiner vorzeiti­
gen Entlassung so prompt 
beendete, können wir aus 
dem Grunde nicht veröf­
fentlichen, da uns im 
letzten Moment die Geneh­
migung zur Veröffentli­
chung dazu vom Verfasser 
des Schreibens entzogen 
wurde. Mut zur eigenen 
Courage hateben nicht je­
der, oder? 

Wir wissen jedoch, daß 
der Verfasser die Inter­
essen des Peter Seebauers 
nicht unberücksichtig las­
sen wollte und aus diesem 
Grunde seine Einwilligung 
zurückzog . Es ist ja auch 
wirklich sehr schwer, die 
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Motivationen einer Hand­
lung bei anderen konkret 
zu bestimmen. 

-Red-

Briefe 
an 

die 
Redaktion 

Redaktion 
"der licntblick" 

Betr.: Ausgabe Mai 1983 , 
"JVA egel als Sklaven­
händler". 

Vere~rte Kollegen! 

Mit Inter esse habe ich Eu­
ren Ar t i kel gelesen . Warum 
seid Ihr so aufgebracht? 
Es müßte sich doch langsam 
herumgesprochen haben, daß 
nich~ nur die JVA Tegel 
Sklavenhändler ist . 

Wir haben eine "Demokrat i­
sehe Rechtsordnung ", in 
der selbst von der Regie­
rung der Bundesrepub:ik 
Deutschl and unterzeichnete 
Internationale Oberein­
kommen nicht das Papier 
wer t s i nd auf dem s i e s te­
hen . 

So z . 3 . das Gesetz bet ref­
fend das Obereinkommen ·~r . 
29 der Internationalen Ar­
beitsor gani sation vom 28 . 
J uni 1930 über Zwangs­
oder Pfl ichtarbeit vom 
1 . Juni 1956 (Bundesge­
setzblatt 1956, Teil !I , 
Seite 640-652) . 

Dar in he i ßt es : 

Der Bundestag hat das fol­
gende Ge setz beschlossen : 
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Art . 1 ... dem Jber ein­
kommen ... wird zu­
gestimmt . 

Art . 4 gilt auch im Land 
Berlin , wenn ... 
(ist übernommen) 

Art . 5 tritt am Tage nach 
der Verkündung in 
Kraft . · 

Verkündet im Bundesgesetz­
blatt 1957 , Teil II , Seite 
1694-1695 , am 16 . Septem­
ber 1957 . 

Im Obereink.orrrnen 'IJr . 29 
heißt es unter anderen : 

Art . 2 

1 . Als Zwangs- oder 
Pflichtarbeit im Sir~e 

dieses Übereinkommens gilt 
jede Ar t von Arbeit oder 
Dienstleistung , die von ei­
ner Per son unter Androhung 
i r gendeiner Strafe ver ­
langt wird und für die sie 
sich nicht frei willig zur 
Verfügung gestellt ha~ . 

2 . Als Zwangs- oder 
Pflichtar beit im Sinne 
dieses Obereinkommens gel­
ten jedoch nicht 
c) jede Arbeit oder Dienst­
leistung , die von einer 
Persof'l au~ Grund einer ge­
richtlichen Verurtei l ung 
verlangt wi r d , jedoch un ­
ter der Bedingung , daß die­
se Arbeit oder Dienstlei­
stung um:er Über·"."achung 
ausgeführ t wird und da3 
der Ver urteilte nicht an 
Ein zelpersonen oder pri va­
te Ge sellschaften und Ve r­
e~n~gungen verdingt oder 
ihnen sons t: zur Verfügung 
gestell t !'lird. · 

Art 4 

2 .... hat das Mi t glied 
(BRD) ... Zwangs- oder 
Pflichtar beit mit dem 
Zeit~u'lk.t völlig zu besei­
tigen , in dem dieses Jber­
einkommen für das Mitglied 
in Kraft tritt . (Das war am 
17 . 9 . 1957 - siehe oben ) 



Art . 6 

Beamte der Jer<.val tung dür­
fe~ . auch ~e~n es inre 
Aufgabe is~. die ihrer 
Verantwortung unterstell­
te Bevölkerung zur An~ah­
me von Arbeit irgendeiner 
Form zu ermuntern, tveder 
auf die Gesamtbevölkerung 
noch auf einzelne Personen 
einen Druck ausüben , ~~ 

sie zur Arbeitsleist~ng 

für Einzelpersonen oder 
private Sese llschafteA 1.J'ld 
Ve~einigungen zu veran!as­
sen . 

Art . 13 

. .. Arbeitsstunden, die 
über die regelmäßige Ar­
beitszeit hinaus geleistet 
werden, sind zu der. glei­
chen Sätzen zu vergüten, 
die für Mehraroeit freier 
Arbeiter gelten . 

Art . 14 

3 . Die Löhne sind unmittel­
bar dem einzelnen Arbeiter 
und nicht .. . oder sonsti­
gen Obrig,eiten auszuzah­
len . 
c;. Oie Bestimmungen dieses 
Artikels schließen nicht 
aus, daß Arbeitern di.e üb­
lichen Nahru~gsmengen in 
Anrechnung auf den Lohr 
verabfolgt werden; . .. un­
zulässig sind dagege1 
Lohnabzüge für Steue~n, 

besondere Nahrung, Klei­
dung und Unterkunft, die 
den 1\rbei tern gegeben ·~er­
den, Ui"' es ihnen zu erl'l)ög­
lichen, die Arbeit unter 
Berücksichtigung der hier­
für geltenden besonderen 
Ver~ältnisse fortzusetzen 

Art. 24 

. . . Auch sind Maßnahmen zu 
treffen , damit die be­
zeichneten Vorschriften 
zur Kenntnis der Personen 
gelangen, die der Zwangs­
oder Pflichtarbeit unter­
worfen werden . 

LESERFORUM 

Art . 25 

OieunberechtigteAuferle­
gung von Zwangs- oder 
Pflichtarbeit is~ unter 
Strafe zu stellen . Mit­
glieder , die dieses Ober­
einkommen ratifizieren , 
verpflicrten sich, dafür 
zu sorgen, daßdie ergrif­
fenen Strafmaßnahmen wirk­
sam sind und streng voll­
zogen \verden . 

Soweit einige Auszüge d~s 
•)bereinkommens. 

Man sagt: 
der kann 

"W~::r schreibt, 
meist auch le-

sen". Irrtum . 

Früher haben sich die Ju­
risten hinter der Dienst­
und Vollzugsordnung ver­
schanz_, Heute werden sie 
sich auf das Strafvoll­
zugsgesetz berufen . Was 
das \I'Jert ist, kann ja wohl 
niemand besser beurteilen 
als \•Jir selbst. 

Bleibt mir nur noch zum 
Schluß ein ~usspruch von 
Max Lieber!ilar"l: 

"Ich kann gar nicht soviel 
fressen , wie ich kotzen 
möcht~" . 

In diesem Sinne 

Herbert H o h m 
T E S : L -JVA-

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 
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(REAKTION EINES MITGEFAN­
GENEN AUF DEN TAZ-ARTIKEL 
"KEINE EHRUNG FOR VORBE­
STRAFTE" , VOM 26 .4.1983 . 
SIEHE AUCH PRESSESPIEGEL . 

RED.) 

An den 
Bundesminister des Inneren 
Herr n Dr . Zimmermann 

Bundesministerium 
des Inneren 

5300 Bonn 
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Sehr geehrter 
Herr Dr . Zimmermann! 

Ich habe das Vergnügen , 
Ihnen anläßlich der vol l­
zogenen "Wende" in der 
Bundesrepublik Deutschland 
post hoc zum Wahlerfolg 
zu gratulieren . 

Daß Sie in der neuen Bun­
desregierung das Amt des 
Innenministers bekleiden, 
darf sicherlich als Zei­
chen der Bereitschaft ge­
sehen werden, aus der 
scht-1eren persönlichen Ver­
gangenheit zu ler nen und 
sich durch aktive beruf­
liche Tätigkeit ~-rieder in 
den Kreis der Nitbürger 
einzufügen. Lassen Si e 
sich bitte in der Ent­
schlossenheit, diese Ver­
gangenheit hinter sich zu 
lassen, auch in Zukunft 
nicht wankend machen . Si e , 
als wegen Schuldonfähig­
keit Freigesprochener, 
sind ein gutes Beispiel 
für die Effektivität de s 
unserem Strafrecht zu 
Grunde gelegten Resoziali­
sierungszieles und des 
Schuldausgl eichs prinzips 
im Sinne des StGB. 

Um diese Effektivität zu 
unters t ützen, darf ich 
Ihnen daher in aller Höf­
lichkeit den Gedanken na­
belegen, an die Zentrale 
Beratungsstelle der Frei­
en Straffälligenhilfe , 
Rundesallee 42, D-1000 
Serlin 31 , oder an eine 
andere Resozialisierungs­
einrichtung Ihr er Wahl 
eine geeignete Solidari­
tätsspende zu über weisen . 

Bezüglich Ihr e r vorenvähn­
ten Ber eitschaft \VÜnsche 
ich Ihnen toTeiterhin viel 
Ausdauer und ve r bleibe 

mi t besten Grüßen 

Piotr St efan Grzymski 
T e g e 1 

'DER LICHTBLICK' 



Enquete 
l<ommission 

DIE ENQUETE-KOMMISSION DES ABGEORD~ETENHAU­
SES VON BERLIN ÜBER DIE BETREUUNGSA~BEIT IM 
BERLINER STRAFVOLLZUG BESUCHTE AM MITTWOCH, 
DEM 11 . MAI 1983, DfE JUSTIZVOLLZUGSANSTALT 
TEGEL , UM DEN INSASSENVERTRETUNGEN UND DER 
AUSLÄNDERVERTRETUNG GELEGENHEIT ZU GEBEN, 
SICH ZUR SITUATION IM TEGELER STRAFVOLLZUG 
ZU ÄUSSERN . (DIE FOLGENDEN SEITEN SIND EI­
NE ZUSAMMENFASSUNG DIESER ANHÖRUNG . ) 

Anwesend waren : 

- Enquete-Kommission ; Dr . 
An,dreas Gerl (SPD) ; 
Herr Kraetzer (CDU) , 
Herr Krüger (CDU) ; Kl . ­
Jürgen Schmidt (AL), A. 
Kasperowski (AL) sowie 
2 Protokollführer des 
Abgeordnetenhauses. 

- Insassenvertretung 
(I . V. ) ; je zwei Insas­
senvertreter der Häuser 
I, III-E . IVundV so~tlie 

zwei Mann der Ausländer­
vertretung des Hauses 
III. 

- Senatsverwaltung für Ju­
stiz; Herr Lange-Lehngut , 
Frau Henze und Frau Ge­
rick . 

- Anstaltsleitung; Dr . We­
gener (Verwaltung), 
Teilanstaltsleiter (TAL) 
I , !I! (z . Zt . stellver­
tretender Anstaltslei­
ter) , IV und V. 

- Psychologen und Thera­
peuten (drei Mann) des 
Hauses IV sowie ein Re­
dakteur des "Licht­
blicks" . 

Kurz vor Beginn der eigent­
lichen Anhörung stellte 
Herr Kraetzer (CDU) den 
Antrag , den anwesenden 
"Lichtblick "-Redakteur 
auszuschl ießen . Be grün-

JUNI ' 83 

dung : "Die Sitzung wäre 
nicht öffentlich" . Mit dem 
Hinweis auf das berechtig­
te Interesse an Informa­
tion der Gesam.t-Inhaftier­
te~. wurde diesem Antrag 
nach kurzer Diskussion 
nicht stattgegeben. 

Oanac~ wurde die Anhörung 
durch den Jorsi tzenden der 
Kommissio,, ~errn Dr . An­
dreas Gerl (SPO), ownkt­
lici-J um 14 . 00 Uhr eröf.cnet 
und der I . J . das Wort er­
teilt . 

Die I .V. des Hauses III-E 
(hier : Wolfgang Ahrendt) 
eröffnete die Anhörung mit 
dem Antrag der Gesamt-In­
sassenver tretung , die an­
wesenden Vertreter der An­
stalt und des Senats aus­
zuschl:eBer . Begründung : 
"Durch das besondere Ab­
hängigkeitsverhältnis 
rec~ne man mit ~achteilen 
für einzelne Insassenver­
treter" . OieVergangenheit 
habe gezeigt, daß enga­
gierte und Kritische In­
S3ssen mi~ Sanktionen be­
legt ...veroen . Beispiel : Oie 
Ablösung eines Insassen­
vertre~ers , der sich an­
läßlich einer SFB-Sendung 
kritisch äußerte . Auch ge­
hörten Ver legungen inner­
halb der Anstalt oder so­
gar nach Moabit , zu den 
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üblichen Sanktionen . I ns ­
besondere befürchte man 
aber negative Entschei dun­
gen bei anstehenden Voll ­
zugslockerungen . Öffent­
lichkeit werde zwar drin ­
gend gewünscht, jedochman 
befürchte bei einer .1\nwe­
senheit der Amtsträger. 
daß ein freies Antworten 
auf gezielte Fragen nur 
teilweise möglich sei . 

Dieser Antrag wurde mit 
der Begründung abgelehnt. 
daß der Inhalt der Anhö­
rung der Ver~,<Jaltung sowie­
so bekannt würde und es 
außerdem Sinn der Enquete­
Kommission sei , nicht se­
parat zu ermitteln . 

- Einspruch des Insassen­
vertreters III- E (Hau­
er) : Die Sanktionsfreu­
digkeit der TA-Leiter 
spreche gegen die Anwe­
senheit dieser Amtsträ­
ger . 

- \·Jiderspruch des Herrr 
Kraetzer (CC~) : Schor 
diese Feststellung be­
inhalte eine Anschuldi ­
gung . Er halte diese 
Fest- und Fragestellung 
als unzulässig . 

- Einwendung des Herrn 
Lange-Lehngut (Senats ­
verwaltung) : Kr itische 
Bemerkungen würden kei­
ne Konsequenzen haben . 
Straftatbestände seien 
dagegen etwas anderes . 

- Insassenvertreter I ('-le ­
ger): Sanktionen ~~~aren 
schon drin . 

Nach dieser kurzen , etwas 
heftigen Debatte vJUrde der 
Antrag endgültig abge­
lehn~; worauf der an~rag­

stellende Insassenver~re­
ter anf~ng , eine Protest­
Erklärung zu verlesen , die 
aber durch den erneuten 
Protest des Herrn Kraetzer 
(COU) abgebrochen werden 
mußte . Daraufhi n wur de das 
Protest-Papier dem Vorsit ­
zenden der Enquete- Kommis­
sion überreicht . 



Der Vorsitzend~ wies die 
Insassenverr:retung auf die 
Vorrangigkeit der Voll­
zugsangelegenheiten hin 
und bat sie, mit ihren 
( 1Dminütigen) Vorträgen zu 
beginnen. 

1) Insassenvertretung des 
Hauses IV (hier: Bernd 
Bürger) über Sicherbei t 
und Ordnung/Therapie. 

Der im § 81 StVollzG zum 
Ausdruck kommende Grund­
satz der Sicherheit und 
Ordnung in Bezug auf ein 
geregeltes Anstaltsleben, 
wird grob mißbraucht, da 
die Verhältnismäßigkeit 
überhaupt nicht gewahrt 
wird. 

Die Gründung der Sicher­
heitstruppe, der heute in­
offiziell fast 40 Beamte 
angehören, sei dafür bei­
spielhaft . Bei diesem11as­
senaufgebot sei es schon 
wiederholt vorgekommen, 
daß Gefangene mißhandelt 
wurden . Die Anstalt sei 
auch z. Zt. dermaßen mit 
Gittern, Zäunen, /o1auern 
und Fernsehkameras ver­
schandelt - und die per­
sönliche Freiheit des ein­
zelnen Gefangenen derma­
ßen eingeschränkt, daß es 
zu steigenden Frustratio­
nen unter den Gefangenen 
komme, was sich konkret 
als Angst oder Haß nieder­
schlägt . Auch sei ein stän­
diger Gruppenrückgang un-

ter diesen Gegebenheiten 
zu beobachten. 

Der Gedanke der Resoziali­
sierung wird hier ga11z of­
fensichtlich mit Füßen ge­
treten . 

Es gäbe über das Ganze kei­
ne Verwal tungsvorscllriften 
(VV's); jedoch sei es je­
dem ganz deutlich, daß 
hier bewußt eine Regres­
sionspolitik betrieben 
werde . 

Die Sicherheitsverfügung 
(4/83 = zu- und Abführung 

GERL , Dr. Andreas SPD 
Vorsitzender der Enquete­
Kommission. 

von Gefangenen) spreche 
für sich. Gleiches treffe 
auf Gefängnisneubauten zu: 
Sicherheit und Ordnung 
führen automatisch zu ei­
ner Abschottung. 

Behandlungsvollzug sollte 
jedoch therapeutisch ori­
entiert sein - auch jede 
andere Art des Strafvoll ­
zuges - und, wie auch aus 
vielen Gesetzestexten her­
vorgehe, sollten Sicher­
heitsaspekte zweitrangig 
sein. Die Sicherheitsbe­
stimmungen beträfen aber 
gerade auch die Sozial tbe­
rapeutische-Anstalt, das 
Haus IV, besonders stark. 

Außerdem - und das zur 
Therapie reiche das 
Fachpersonal in der TA IV 
nicht aus. Die Therapeu­
ten, nach ihrer eigenen 
Aussage, wären dermaßen 
mit reiner Verwaltungsar­
beit zugedeckt, daß sie 
ihren eigentlichen Aufga­
ben kaum nachkommen kön­
nen. Vor allen Dingen 
blieben die Vollzugspläne 
auf der Strecke. 

Problematisch wäre gerade 
auch in Haus IV die Bereit­
stellung der Sozialmittel 
(für: Ausgänge, Urlaub, 
Fahrgeld, etc.) in der 
jetzigen Form : derKredit­
aufnahme. Dadurch, daß 
diese Kredite vom Hausgeld 
wieder eingezogen würden , 
nähme die Beteiligung an 
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illegalen Geschäften in­
nerhalb der Anstalt rapide 
zu . Denn: 'Vter verzichtet 
schon aus Geldmangel frei­
willig auf seine Ausfüh­
rung, Ausgang oder Urlaub . 

2) Insassenvertretung des 
Hauses I (hier : Gold­
mann) über die Proble­
matik im drogenthera­
peutischen Sonderhaft­
bereich . 

Nach Meinung vieler Sach­
verständiger zu d~esem 

Thema, sind Suchtkranke 
und Drogenabhängige in den 
Raftanstalten völlig fehl 
am Platze . 

Da aber die Realität ganz 
anders aussehe und der 
Knast zur Hälfce mit Ab­
hängigen bevöL~ert ist, 
die mit dem BTM-Stempel 
gebrandmarkt, chancenlos 
den Vollzug durchlaufen -
wie höchstens noch die 
ausländischen Kollegen -, 
ergibt sich eine Notwen­
digkai t für Justiz und Ge­
fangene, zur Einrichtung 
bzw. "freiwilligen" Bele­
gung einer solchen Sta­
tion. Nur von den Inhaf­
tierten werde jedoch ver­
langt, dem Anspruch einer 
solchen Station gerecht zu 
werden. Der Anstaltslei­
tung genüge es, ein Aus­
hängeschild und Feigen­
blatt zu haben . 

BimTeis sei z . B. die Klei­
ne Anfrage Nr . 2037 des 
Abgeordneten K:.-Jürgen 
Schmidt (AL), als das The­
rapeuten-Team die Arbeit 
einstellen \-Jollte, nur 
weil die Anstaltsleitung 
sich unnachgiebig hinter 
die neuen Sicherheits-Aus­
führungs-Vorschriften 
stellte. Der Streitpunkt 
selbst, wurde vom Justiz­
senator erst ignoriert 
und dann verdreht; mitt­
lerweile jedoch von der 
Anstaltsleitungeingeräumt 
und Änderung zugesagt. 

Die in diesem Zusammenhang 

'DER LICHTBLICK' 



erstellte Expertise des 
Dipl. - Psych . Borkenstein, 
wurde vom Anstaltsleiter 
zurückgehalten und er­
reichte die Fachaufsichts­
referenten nie. 

Drogentherapie im Knast 
ist unmöglich. Es kann nur 
eine Motivierung zur The­
rapie nach der Haftzeit 
angestrebt werden. Grup­
penaktivitäten, Beratungs­
stellen- Besuch und allge­
meine Vollzugslockerungen 
kollidieren jedoch stets 
mit dem überzogenen Si­
cherheitsbedürfnis der An­
stalt. 

Auch sei der Entschei-­
dungsfreiraum der Psycho­
logen/Sozialarbeiter so 
eng, daß man sich mit Ver­
waltungs-Wust - im Bezug 
auf die Gefangenen - auf­
reibe. Resultat: Die Pro­
bleme der Abhängigen kön­
nen nicht aufgearbeitet 
werden und es entsteht auf 
allen Seiten Frust. Die 
ständigen Reibereien zwi­
schen Anstaltsleitung und 
Therapeuten finden auf dem 
Rücken der Gefangenen 
statt. Die Realisierung 
des Vollzugszieles unter 
diesen Umständen kann nur 
mit einem Achselzucken be­
anblortet werden. 

3) Insassenvertretung des 
Hauses I (hier: Jörg 
Heger) zur Oberbele­
gung. 

Oberbelegungen von 10 und 
20 % sind im Bundesgebiet 
und Berlin keine Selten­
heit mehr. Die Zustände 
würden von der Verwaltung 
zwar bedauert; jedoch 
nichts Konkretes zur Ände­
rung getan. Das Aussetzen 
von Reststrafen zur Bewäh­
rung würde in Berlin kaum 
noch angewandt. Zurückzu­
führen ist das auf das Un­
terlassen von Behandlungs­
angeboten der Vollzugsbe­
hörden an die Inhaftier­
ten. 
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Die§§ 6 StVollzG (Erfor­
schung persönlicher Defi ­
zite) und 7 (individuel­
les Angebot konkreter Be­
handlungsmaßnahmen) fin­
den kaum Anwendung. 
Diese Festlegung aber hat 
der Gesetzgeber als pla­
nende Vorausentscheidung 
verlangt. Theoretisch ist 
das auch klar; jedoch 
sieht die Praxis anders 
aus . 
Nur die Hälfte der Gefan­
genen hat eine Vollzugs­
planung . (Statistiken gibt 
es seit 1978 darüber keine 
mehr.) Um Planung und um 
die einzelnen Punkte da­
bei, muß gekämpft werden, 
obwohl jeder Gefangene ein 
Recht darauf hat. Bürokra­
tische Willkür ist jedem 
Schritt entgegengesetzt, 
den ein Gefangener in die­
ser Richtung unternimmt. 
Z.B. Urlaub: Der frühst­
mögl iche Z~itpunkt richtet 
sieh nach der Prognose auf 
vorzeitige Entlassung . Er­
setzt wird diese Prognose, 
indem man auf die Spruch­
Praxis der Vo 11 Streckungs­
kammern (7 ,8 %vorzeitiger 
Entlassungen) hinweist und 
fragt: "Meinen Sie denn, 
daß ausgerechnet Sie unter 
diese 7,8% fallen?" 
Erscheint nun ein Gefange­
ner unter diesen Umständen 
(keine Vollzugsplanung, 

KRAETZER, Jacob CDU 
Mitglied der Enquete- Kom­
mission. 
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kein Uriaub, kein Ausgang) 
zum Zwei - Drittel -Zeitpunkt 
vor der Strafvollstrek­
kungskammer, so ist der 
Ausgang schon klar . Durch 
die Unterlassung von Vol T­
zugslockerungen hat die 
Vollzugsbehörde die rich­
terliche Entscheidung be­
reits vorweggenommen. Der 
Inhaftierte hat keine 
Chance. Vorzeitige Entlas­
sungen finden kaum statt, 
die Oberbel egungen der An­
stalten bleiben, wie sie 
sind. 

Die Senatsverwaltung miß­
achtet ihre Aufsichts-
pflicht gegenüber den 
Vollzugsanstalten. 
Die Inhaftierten hoffen 
auf das Abgeordnetenhaus 
in seiner Funktionals un­
abhängiges und übergeord­
netes Kontrollorgan der 
Behörde. 

Es folgt: Antrag der Insas­
senvertretung auf Zufüh­
rung des Insassenvertre­
ters der "Dealer-Station" 
(TA I/A IV), dessen Teil­
nahme durch den Teilan­
staltsleiter I untersagt 
worden war , da er die 
Richtigkeit der Wahl an­
zweifelte. Speziell berief 
er sich auf sein Ein­
spruchsrecht nach Abs. 18 
der Rahmenrichtlinien 
(VV) zu § 160 StVollzG. 

Es folgte wiederum eine 
kurze Diskussion zwischen 
Vertretern der Enquete­
Kommission, der TA-Leitung 
und der Insassenvertre­
tung. Diesmal drückte Herr 
Kraetzer (CDU) das aus, 
was die Allgemeinheit 
dachte. 

Dem Antrag wurde zuge­
stimmt und die Hinzufüh­
rung des fehlenden Insas­
senvertreters veranlaßt . 



4) Ausländervertretungdes 
Hauses III (hier: Ahmet 
Seoyuva) zur Ausländer­
problematik. 

Die Ignoranz des Anstalts­
personals sei gerade ge­
genüber den Ausländern, 
besonders Türken (da er 
für s~e spreche), im 
stärksten Haße zu spüren, 
ob\~Tohl man sich be\rußt auf 
ihrer Seite um eine dem 
Gesetz entsprechende Hal­
tung bemühe und sich auch 
sonst an die Hausordnung 
halte. Hachseode Zahlen 
bei der ausländischen Po­
pulation (etwa 20 % ge­
samtanstaltlich) müßten 
aber auch durch die An-
staltsleitung 
finden . Zur 

Beachtung 
Zeit sei so 

etwas wie eine Spitze er­
reicht. Keiner kann und 
will sich in·einen Türken 
versetzen und man habe das 
Gefühl, daß hier vorrangig 
der Begriff "Bestrafung" 
angewandt '"ird. Die Aus­
ländervertretung se1 Je­
doch bemüht, ihre Lands­
leute vor Schaden zu be­
wahren . Von Vollzugslok­
kerungen seien ihre Lands­
leute vollkommen ausge­
schlossen . Han stufe sie 
automatisch als unverbes­
serlich ein; als Leute, 
die später mit den glei­
chen Delikten '"iederkom­
men würden . 80 % BTH- Leu­
te unter ihnen, so hätte 
eine mit der Senatsver­
waltung für Justiz geführ­
te Diskussion ergeben, ma­
chen Vollzugslockerungen 
unmöglich. Resozialisie­
rende Maßnahmen ~erden 
bei Ausländern nicht prak­
tiziert. 

Der anläßlich dieser kras­
sen Situation vor einiger 
Ze 1 t durchgeführte Hunger­
streik wäre insofern unbe­
achtet geblieben, als die 
im Forderungskatalog ange­
schnittenen Themen bis 
jetzt keinerlei Beachtung 
gefunden hätten. Die psy-

SCHMIDT, Klaus-Jürgen AL 
Mitglied der Enquete-Kom­
mission. 

chisehe Spannung bei den 
Landsleuten hätte bald ih­
ren Höhepunkt erreicht. 
Man wäre seitens der Aus­
ländervertretung jedoch 
permanent bemüht, die Kol­
legen zu beruhigen, um sie 
vor Schaden zu bewahren . 

Seitens der Beamten sei 
die einzige Reaktion auf 
den Hungerstreik, daß man 
allgemein repressiv rea­
giert. 

Die von der Senatsvenral­
tung ins Gespräch gebrach­
te \.Je 1 tmeinung gegenüber 
BTM- Leuten, dürfe den An­
spruch auf Resozialißie­
rungsmaßnahmen nicht ver­
hindern. Das Ende, bei 
derzeitiger Beibehaltung 
der Verantwortlichen, sei 
nicht vorauszusehen. 

5) Insassenvertretung des 
Hauses I I 1-E (hier: K. 
Ecke) zum Sport in der 
JVA . 

Im Rahmen desFrei ze i tpro­
grammes sollte dem Sport, 
der nicht ~ur einen ge­
sundheitlichen, sondern 
auch einen soz i a 1-erz i ehe­
rischen Wert hat, eine 
bedeutend größere Rolle 
zufallen. Dies wurde be­
reits im 112. Bericht über 
die Situation im Berliner 
Strafvollzug11 eindeutig 
festgestellt . Stattdessen 

11 

wurde das Sportangebot 
seitdem reduziert. 

Die Motivation der drei 
hauptamtlichen Sportbeam­
ten ist nicht mehr sehr 
groß. Es wäre daher wün­
schenswert, daß weitere 
Beamte als hauptamtliche 
Sportbeamte eingesetzt 
werden und daß sämtliche 
Beamte, die über einen 
Ubungsleiterschein verfü­
gen, auch in das Sportpro­
gramm einbezogen werden . 
Wünschenswert wäre weiter­
hin, daß auch Gefangene 
einen Ubungsleiterschein 
machen dürften. 

Von rund 1 500 Gefangenen 
dürfen z.Zt. nur ca. 15 % 
am Sport te i 1 nehmen. Neben 
den 222 zum Sport zugelas­
senen Gefangenenexistieren 
Anmeldungen von weiteren 
430 Gefangenen, die nicht 
zugelassen wurden. So\·Jur­
den beispielsweise von 120 
zum Volleyball angemelde­
ten ausländischen Insas­
sen, ledig 1 i eh 30 tatsäch­
lich zum Volleyball zuge­
lassen. Diese Rückstellung 

.führt naturgemäß zu Ag­
gressionen. 

Im Moment gibt es nur' drei 
Sportarten: Fuß-, Hand­
und Volleyball. FürGefan ­
gene, die am Ballsport 
nicht interessiert sind, 
findet kein Sport statt. 
Daraus ergibt sich die 
Forderung zur Ausweitung 
der Sportprogramme, so­
wohl in Hinsicht auf Sport­
arten und Teilnehmer. 

Dabei sollte man auch die 
Sonntage für ein sinnvol ­
les Sportprogramm nutzen 
und alle vorhandenen 
Sportanlagen einbeziehen. 

Erwarben 1970 noch 45 
Sportler Urkunden oder die 
Tr imm- D i ch-Nade 1, so waren 
es 1983 bisher erst ganze 
ZvJei (2). Wurden 1971 noch 
14 Sportwettkämpfe mit zum 
Tei I namhaften auswärtigen 
Mannschaften ausgetragen , 
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so waren es im Jahre 1982 
noch ganze sechs (6). Ver­
gleichskämpfe unter den 
BerlinerVal lzugsanstalten 
reduzierten sieh auf nah~­
zu Nu 11. 

Wir bedauern, daß durch 
die ständig steigenden 
Sicherheitsbedenken und 
Sicherheitsmaßnahmen, der 
Sport radikal durch Me­
tallzäune eingeengt und 
somit auf ein Minimum be­
grenzt wurde. Das letzte 
Sportfest zeigte besonders 
deutlich, wieweitman den 
Begriff 11 5 i cherhe i t 11 über­
treiben kann . Auf je zwei 
Gefangene entfiel ein 
Beamter. Zuschauer waren, 
was die Nicht-Teilnehmer 
betraf, nicht erlaubt. 

Wir machen hier auf das 
"Hamburger Modell'' auf­
merksam, welches auch An­
gehörige . zu diesem Fest 
zuläßt. Das unzure ichende 
Sommerprogramm wird durch 
die Handhabung im Winter 
bei weitem übertroffen. 

Nicht beachtet wurde auch 
die zunehmende Belegung 
(der Haus-V-Neubau mit 
180 Gefangenen). Die Fuß­
ballmannschaften wurden 
auf je 6 Spieler reduziert 
und die Spieldauer auf 
2 x 12,5 Mi nuten begrenzt. 

Auf dem 11 Pap i er11 der So­
zial - Pädagogischen-Abtei­
Jung ist der Sport dra­
stisch angestiegen. Nur 
sollte man nicht verken­
nen, daß hier eine Wort ­
klauberei stattfindet. Die 
jedem Gefangenen gesetz­
lich zustehende Freistun­
de wurde kurzerhand zur 
sogenannten ''Sportfrei ­
stunde" umfunktioniert. 

6) Insassenvertretung des 
Hauses III-E (hier: 
werner Hauer) zurmedi­
zinischen Betreuung in 
den Berliner Vollzugs­
anstalten. 
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Diese Betreuung unter­
scheidet sich vor allen 
Dingen durch das fehlende 
Vertrauensverhältnis 
zwischen Arzt und Patien­
ten. Insassen können ihren 
Arzt nicht frei wählen, 
sondern sind auf den Arzt 
angewiesen, der für ihren 
Verwahrbereich zuständig 
ist. De·r erkrankte Insas­
se kann "seinen" Arzt 
nicht Ungehindert zu den 
festgesetzten Sprechstun­
den aufsuchen; der Besuch 
muß per Vormelder bean­
tragt werden - und in vie­
len Fällen entscheiden 
die Bediensteten der Arzt­
geschäftsstellen, ob eine 
Vorführung zum Arzt er­
folgt. Hat der Inhaftier­
te aber endlich Eintritt 
zum Arzt erhalten, sieht 
er sich häufig einem Arzt 
gegenüber, der Inhaftier­
te erst einmal als Simu­
lanten ansieht. Aus die­
ser Einstellung heraus 
führen einige Ärzte keine 
eingehende Untersuchung 
durch, sondern verschrei­
ben irgendwelche Placebos, 
die dem wirklich Kranken 
natürlich nicht helfen . 
Der so "behandelte" In­
haftierte, der dennoch 
wiederkommt und sich 
nicht abspeisen läßt, wird 
erst als Kranker aner­
kannt, ein Befund angenom­
men und behandelt. 

KRüGER, Ulrich F. CDU 
Mitglied der Enquete-Kom­
mission. 

12 

Die medizinische Versor­
gung dürfte insofern für 
den größten Teil der In­
sassen tatsächlich als 
ausreichend zu . bezeichnen 
sein . 

Auch hier hat die Medail­
le zwei Seiten . Die vor­
stehende Feststellunggilt 
nur montags- freitags und 
lediglich in der Zeit von 
8.00 Uhr- etwa16.00Uhr. 
Außerhalb dieser Zeiten zu 
erkranken ist uneinsicht­
tig; für diesen Patienten 
wird die medizinische Be­
treuung zu einer "medi­
zynischen " . 

Für sie steht rund um die 
Uhr ein einziger Arzt zur 
Verfügung - für alle Ber­
liner Haftanstalten. Die­
ser Arzt ist hoffnungslos 
überfordert, da er neben 
dem justizinternen Not­
falldienst auch noch für 
die Versorgung der Insas­
sen des Haftkrankenhauses 
zuständig ist. So kommt es 
vor, daß Diagnosen und l>fe­
dikamentionen per Telefon 
zustande kommen. Auf die­
se Art wurden bereits Ma­
gendurchbrüche als "Blä­
hungen" diagnostiziert und 
behandelt. 

Chronisch Kranken, z . B . 
Diabetikern, wird häufig 
unterstellt, sie wollen 
sich nur an der besseren 
Kostform für diese Krank­
heiten, bereichern. Vor 
kurzem hat sich ein sol­
cher Mann erst zu Tode 
"simuliert" . 

Die schon angedeutete Rol­
le des Arztes imStrafvoll­
zug als Zuteiler von Son ­
derkost (Milch, Obst und 
Quark beispielsweise), 
führt zudem dazu, daß tat­
sächlich eine Reihe von 
Gefangenen Beschwerden 
vortäuscht, so daß vorhan­
denes Mißtrauen bei Ärzten 
kein Wunder ist . Forde­
rung: Entbindung der Ärzte 
von dieser Aufgabe. 



Die Vielzahl der Beschwer­
den und das geduldige An­
hören dieser speziellen 
Sorgen und Nöte, beinhal ­
tet noch lange keine Ver­
änderung. 

Eine ÄnderWlg der 'tlerpfle­
gu.ngsordnung ist daher 
notwendig. Nangelersc~ei­
nungen bei Gefangenen (Vi­
tamine, Minerale) sind bei 
fast allen Gefangenen zu 
beobachten . Laut Zahnarzt 
(Dr. William) le~det 50 % 
seiner Patienten an akutem 
Vitamin-B-Mangel. 

Bemängelt werden muß auch 
die aus falscher "Nensch­
lichkeit" heraus verstan­
dene Übermedikamentierung 
mit Psychopharmaka Wld 
Schlaftabletten . 

Gleichermaßen bemängelt 
werden muß, daß immer noch 
"kurz "- diagnostiziert 
wird. Innerhalb von Sekun­
den fällt die Entschei­
dWlg, ob jemand krank ist 
- und was er hat. Die Ent­
fernung zwischen Arzt und 
Patienten beträgt dabei 
ca . 3 Meter und eine exak­
te Beschreibung der Be­
schtverden seitens des In­
haftierten ist "nicht 
dxin ". 

Fazit: med~zinische Ver­
sorgung, besonders a;7J rvo­
chenenden, ist äußerst un­
zureichend; die Todesfäl­
le der jüngsten Zeit be­
legen das besonders deut­
lich . 

An der Tagesordnung ist 
auch, daß Sanitäter die 
Inhaftierten in einem Ton 
anfahren, der nicht ein­
mal mehr als rüpelhaft be­
zeichnet werden kann. In 

Einzelfällen stellen sie 
sogar Diagnosen und ent­
scheiden, ob jemand dem 
Arzt vorge stellt wird . 
Traurige Berühmtheit er­
langt dabei die Arztge­
schäftsstelle des Zahnarz­
tes, bei der es üblich 
ist, daß vorgemeldete In­
sassen erst nach derdrit­
ten oder vierten Vormel­
dung vorgeführt werden . 
Diese Haltung steht im 
krassen Gegensatz zur Ar­
beit des Zahnarztes, der 
wohl als einziger Arzt von 
nahezu allen Insassen An­
erkennung findet. 

Es wird angeregt, daß die 
Enauete-Kommission sieb 
mit Herrn Dr. Chxistopb 
Hilsberg, Frau Dr. Anne 
Wiegand und der "Ärzte­
gruppe Westberlin" in Ver­
bindWlg setzt. 

7) Insassenvertretung des 
Hauses V (hier: Jürgen 
Damrot) über mangelnde 
Bewegungsfreiheit im 
Haus V und die Ein­
richtung von Mammut­
anstalten. 

Die Insassen leiden unter 
der Aufteilung in kleine 
Gefangenengruppen. Die ri­
gorose Abschottung zerrt 
allgemein an den Nerven. 
Selbst die Insassenvertre­
ter benutzen Schleichwege, 
um ihre Kollegen zu in­
formieren. So erfindet der 
Gefangene Gründe und 
schiebt diese vor, nur um 
Bekannte auf einer anderen 
Wohngruppe zu besuchen . 

Bemerkung eines Beamten : 
"Der Gefangene ~-lird hier 
zum Lügen erzogen." 

Beliebtes Schlagwort: "Sie 
brauchen nirgendwo hin, 
Sie haben alles auf der 
Station." 
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Dieser Mangel an Mobilität 
innerhalb des Hauses führt 
bei den Insassen zu düste­
ren Stimmungen und Aggres­
sionen. Folge davon: zu­
nehmender Vandalismus ge­
gen Sachen , Gewalt gegen 
Personen. Vermehrte Vor­
stellungen von Gefangenen 
in der Psychologie-Neuro­
logie (PN-Abteilung) . Die 
Insassen vergleichen das 
Haus V bereits mit dem 
"Trakt". Selbst Beamte 
sprechen schon Warnungen 
aus, \·leil sie bemerken , 
daß sich da etwas "zusam­
menbraut". 

Der Anspruch des Konzep­
tes und die Praxis klaf­
fen auseinander. Es gibt 
kein ausreichendes Fach­
personal, jedenfalls dann 
nicht, wenn es gebraucht 
wird. Vornehmlich in der 
Freizeit nach Arbeits­
schluß und an den Wochen­
enden. Der Teilanstalts-
leiter verpflichtet die 
Gruppenleiter (Sozialar­
beiter) zu einer Anwesen­
heit von 9.00 Uhr - 15.00 
Uhr im Haus. Dier.stschluß 
also 1 7. 00 Uhr, bei 8stün­
diger Arbeicszeit . 

Die Insassen haben um 
15.30 Uhr Arbeitsschluß 
und anschließend ihre Ar­
beiterfreistunde bis 16 . 00 
Uhr . So bleibt lediglich 
eine Stunde Zeit für Ge­
spräche und Kontakte mit 
dem Gruppenleiter, der für 
30 Insassen zuständig ist . 

Forderung daraus : Den So­
zialarbeitern muß Gelegen­
heit gegeben werden, ihre 
Arbeitszeit so einzurich­
ten , daß sie präsent sind , 
wenn auch die Gefangenen 
im Baus angetroffen wer­
den . 

Dafür muß ihnen ein Aus­
gleich geschaffen werden 
für die Zeiten , in denen 
sie entbehrlich sind ; das 
ist während der Arbeits­
zeit der Gefangenen. 

Der Einrichtungsstandard 
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des Hauses V hat seinen 
Ursprung in den Rochsi­
cherheitstrakten gehabt. 
Schon bei der Erstbele­
gunq stieß das auf Wider­
stand. Die Anstalt hat ih­
ren Sicherheits-Fimmel in 
den Vordergrund gestellt: 
wohlfühlen braucht sich 
ja hier keiner . Deshalb 
unterläßt man wohl auch 
die Anrede "Herr" bei den 
Gefangenen. 

Die Frage der möglichen 
Abhörung durch die Gegen­
sprechanlage ist auch noch 
nicht geklärt . 

Für Tegel sind Gefangenen­
zahlen von 2 000 keine Uto­
pie mehr, sondern greifba­
re Wirklichlei t. 

Durch Bauarbeiten für das 
Haus VI gibt es bereits 
spürbare negative Auswir­
kungen fü"~C die Gefangenen. 
Gelände, das für die Frei­
stunde geeignet \väre, wur­
de gesperrt. In Aussicht 
gestellte Ausweichangebote 
•.·1erden skeptisch betrach­
tet . Mit ähnlichen Ver­
sprechungen ist man nach 
Haus V gelockt worden . 

Die Wirklichkeit sieht 
beispiels\veise so aus: 
statt 14 x Meeting im 
Jahr, nur noch 3 x. Alle 
Inhaftierten fühlen sich 
übers Ohr gehauen. Durch 
aalglatte Verwaltungsma­
nier müssen sie laufend 
Einbußen hinnehmen. Man 
kann auch sagen, je mehr 
sich die Anstalt auf­
bläht, desto \·leniger Qua­
lität zur Erreichung des 
Vollzugszieles: Quantität 
ist Schlagwort. 

Eine leere Hülse nach der 
anderen wird aus dem Bo­
fen gestampft. Alternati­
ven zum jetzigen Vollzug 
können nicht einmal disku­
tiert worden sein. Es 
reicht jedoch einfach 
nicht aus, nur Rahmenbe­
dingungen für alles zu er­
finden, sondern sie müs­
sen auch mit Inhalte ge-
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füllt werden. In unserem 
Haus gibt es nur ein Kon­
zept. Ein Konzept aber, 
für etwas das wir nicht 
\-10llen , ändert gar nichts. 

Für uns geht es im Grunde 
ums Überleben; wenn auch 
nicht mehr im leiblichen 
Sinne - wie einst. 

8) Insassenvertretung des 
Hauses I "Dealer­
Station" A 4 (hier: 
Ostermann) über die Ab­
schirmstation in der 
Tei 1 ansta lt I. 

Die Station A 4 in Haus I 
ist als Isolier- und Si­
cherheitstrakt zu bezeich­
nen. Hier werden Menschen 
psychisch vernichtet. 
16,5 Stunden sind die Ge­
fangenen am Tage unter 
Verschluß, bei einer Lauf­
fläche von 1,3 Quadratme­
tern. Ungenügendes Licht 
fällt in die Zellen, da 
diese zusätzlich mit Fl ie­
gengittern ausgestattet 
wurden. Im Durchschnitt 
wird der Gefangene auf 
dieser Station für 9Mona­
te untergebracht. 
Sprechstunden, die gesetz­
lich vorgeschriebenen, 
finden in einem Raum mit 
Panzerglas-Trennwand 
statt. Nur eine Stunde 
Sport wöchentlich . 
"Kahlschlagverfügung" für 
a 11 e dort Untergebrachten. 
(3 Fotos, 3 Bücher, 3 Ak­
tenordner, 1 Füll er, 1 Ku­
gelschreiber, etc. etc.) 
Alle anderen Privatsachen 
bleiben auf der Hauskam­
mer. Nur ein Telefonat pro 
Woche (5-Minuten-Gespräch 
inderZeitzwischen 18.00 
Uhr und 19.00 Uhr). 
Nur 12 Arbeitsplätze für 
durchschnittlich 23 Gefan­
gene . Bei der Arbeit han­
delt es sich um eine der 
Tütenkleberei ähnliche. 
Post wird nur als Fotoko­
pie ausgehändigt; wobei 
Fotos von Angehörigen ent-
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Eine "Starthilfe" könnten 
die Empfehlungen der En­
quete-Kommission nach Be­
endigung ihrer Arbeit für 
uns sicherlich sein. Hof­
fen wir darum, daß die Er­
mittlungsarbeiten dieses 
Ausschusses nicht jahre­
lang andauern. 

nommen werden. Gefangene 
ohne Arbeit erhalten nur 
für eine begrenzte Zeit 
Taschengeld. 
Sozialarbeiter stehen 
nicht zur Verfügung. Alle 
Entscheidungen erfolgen 
durch den TAL I. 
Der Schreibmaschinenbe­
sitz ist verboten. Jeder 
Gefangene wird in den er­
sten 6 Monaten vom Paket­
empfang ausgeschlossen. 
Genereller Ausschluß von 
allen Gemeinschaftsveran­
staltungen; auch der Kir­
che. 
Nur 10 % der bisher 156 
Gefangenen, die diese Sta­
tion durchliefen, wurden 
wegen Rauschgifthandel 
verurteilt. 25 Gefangene 
wurden wegen Eigenver­
brauchs oder Besitz von 
Rauschgift verurteilt. 
Der Rest der Gefangenen 
wurde freigesprochen oder 
das Verfahreneingeste 11 t. 

Von den 25 Gefangenen, die 
sich zurZeit auf der Sta­
tion befinden, wurden 17 
direkt aus der UHuAA Moa­
bit überstellt. 3 Gefange­
ne befinden sich bereits 
seit 5 Jahren auf der Sta­
tion. Für alle Gefangenen 



stehen nur 3 Töpfe und 2 
Pfannen zur Verfügung, da 
den Gefangenen private 
Kochgeräte nicht gestat­
tet sind. 

Bei den we~~eren Ausfüh­
rungs~ di8ses Insassen­
ver t r eters , die Schlußfol­
gerungen und Änderungsvor­
schläge enthielten , ~arf 

Herr Kr aetzer (COU) ein , 
daß e r sich auf die Tat­
bestände beschränl\en soll­
te . Gleichzei tig wies er 
den VorvJur.f der "Vernich­
tung von Menschen auf die­
ser St ation » zur ück . 

An diesen letzten VorLrag 
seitens der Insassenver­
t r etung schloß sich ein 
kurzes Frage- und Antwert­
spiel an , das aber durch 
die Kürze der noch vorhan­
denen Zeit nur fragment­
haft \·Jar . 

Herr Kraetzer (CDUl z . 6 . 
wollt e genaue ras zu den 
Sicher heitsmaßnahmen und 
dew Rauschgi~tkonsum wis­
sen und bat g l eichzeitig , 
doch Hilfsma3nahm:::n aufzu­
zeigen ; Gegenmaßnahmen so­
zusagen . 

Herrn Schmidt (AL) be­
schäfti gten di e Fragen : 

1) Ar beitsbedingungen der 
Insasserver t r etungen , 
Ve r hältn i s dieser zu 
dem Ansta ltsleiter , 
(evtl . ) Tei lnah~e der 
TAL ' s an Sitzungen der 
Insassenver tretung und 
(evt l . ) Möglichkei ten 
zu gemei~samen Sitzun­
gen der Insassenver­
t r etungen . 

2) Konkr ete Ver ände r ungen 
von Sicher~eitsma3nah­
men , der Einfluß die­
ser auf Lebensbedin­
gungen , veränderte Zu­
f lihr ung zu de11 Ar beii:s­
plätzPn , überl~gte Al­
t ernativen dazu, Er­
fahrungen, wird die I n-

sassenvertretung bei 
Planung solcher Planun­
gen mit einbezogen . 

3) Medizin : genaueresQber 
Herz- Kreislauf- und 
Zuckererkrankungen, nä­
heres über die Warte­
z~iten derjenigen , die 
den No~ruf betätigen, 
über Wartezeiten (auch 
beim Abtransport mit 
der No~bereitschaftl 

insgesamt und über 
das "Fahnewerfen " ins­
besondere , Einstel­
lung der Insassenver­
~retung zu der Überle­
gung, die Anstaltsärz­
te dem Senator für Ge­
sundheit zu unterstel­
len - statt wie bisher 
- dem Senator für Ju­
stiz . 

4) Zur f'löglichkeit des Ab­
hörens durch die Gegen­
spr echanlage in Haus V. 

Dr . Gerl (SPDl e r kundigte 
sich nach den Voll zugs­
plänen . 

Die Insassenvert retung gab 
zu diesen präzisen Fragen 
gezielt Auskunft . Aus 
Zeitgründen konnte al l er­
dings nicht ins Detail ge­
gangen werden . 

Die Fr agen, so die Enquete­
Kommission . ~"Qrden wei ter­
verfolgt . Ferner hin ~önn ­

ten weitere schr iftliche 
Äußerungen der Enque t e ­
Kommission zugeschickt 
werden . 

Das offizielle Ende war 
dann um 16 . 15 Uhr er­
reicht . 

Kommentar 
"Ihre einzige Reaktion, 
Herr Müller (TAL III}, als 
ich bei meinem Vortrag 
über diemedizinische Ver­
sorgung in den Berliner 
Haftanstalten auch die 
letzten Todesfälle in Ih-

' rer Teilanstalt erwähnte, 
war, daß Sie sich nicht 
einmal das Lächeln ver­
kneifen konnten", mei nte 
der Insassenvertreter des 
Hauses 111-E, Werner Hau­
er, - und weiter: "Das 
aber zeigt mir genau Ihre 
Einstellung zu der Thema­
tik!" 
Mir gefiel die Art und Wei­
se, \'tie hierei nengagier­
ter Insassenvertreter im 
Kreise der anwesenden Po­
litiker und vor Anwesen­
den der Justizverwaltung 
seiner Meinung Ausdruck 
verlieh, ohne auf eventu­
elle persönliche Konse-
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quenzen Rücksicht zu neh­
men. Der von ihm bloßge­
stellte Hausleiter ist 
schließlich sein für ihn 
zuständiger "Gott", der 
über seine Vollzugsplanung 
und -lockerungen zu ent­
scheiden hat, ergo auch 
für eine eventuelle vor­
zeitige Entlassung zustän­
dig ist . 
Bei spie 1 hafterscheintmir 
dieserpersönliche Einsatz 
auch in Hinsicht auf die 
Meinungsbildung über die 
Insassenvertretung bei den 
Mitgefangenen. Hier wurde 
für alle sehr deutlich, 
daß das Interesse für die 
Allgemeinheit im Vorder­
grund stand, die übertra­
gene Aufgabe sehr ernst 
genommen wurde und dieser 
mit viel Freizeitarbeit 
belastete Job n i c h t 
der Eigen-Profilierung 
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dient, wie so viele Insas­
sen meinen. Die ernsthaf­
ten Bemühungen der Insas­
senvertretungen müssen 
endlich vorbehaltslos an­
erkannt werden. 

Beispielhaft war aller­
dings auch das Lächeln an 
so unpassender Stelle 
durch den Leiter der TA 
I I I. Warum Herr Mü 11 er nun 
lachte, weiß außer ihm 
keiner. Auch ein rein ge­
dankenloses Lächeln bei 
einem so ernsten Thema ist 
jedoch nicht zu entschul­
digen. 
Für mich steht dieses Lä­
cheln symptomatisch für 
die Einstellung der An­
staltsleitung zu den In ­
haftierten und drückt die 
allgemeine Geisteshaltung 
aus, die sich leider auch 
per Gesetz nicht verändern 
lassen würde . 
Solange diese Haltung aber 
in der Justiz-Hierarchie 
so überwiegend vertreten 
ist, nutzen den Inhaftier­
ten auch keine 100 Unter­
suchungs-Ausschüsse. 
Daß die Linie des Herr.n 
Müllers seitens der An­
staltsleitung Anerkennung 
findet, beweist seine vor 
kurzem stattgefundene Er­
nennung zum stellvertre­
tenden Anstaltsleiter. 
Vielleicht was das der 
Grund für sein Lachen . 
Im Bewußtsein der eigenen 
Macht, dem Wissen um die 
Nutzlosigkeit des so enga­
giert Vorgetragenden und 
der daraus wachsenden Er­
kenntnis, daß ja doch al­
les so bleibt wie es ist, 
dürfte nicht nur un serem 
Herrn Müller ein zynisches 
Lächeln entlockt haben . 

-war-
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GIERIG? 

Das scheint der passende Begriff zu sein, wenn man hö­
ren muß, wie sich die Kassenleute der JVA an dem Ei­
gengeld der Inhaftierten vergreifen. Nicht etwa, daß 
sie es in die Tasche stecken, oh nein, nur schichten 
sie jede für den Inhaftierten eingezahlte Mark um, 
indem sie es vom Eigengeldkonto des Betreffenden auf 
die Rücklage transferieren. Es ist somit für den In­
haftierten unerreichbar. Die für Telefonate , Brief­
marken, Nachnahmepakete, Zeitungen, Batterien, Ver­
sicherungen, Schreibwaren, etc. etc. eingezahlten D­
Märker, werden ohne zu fragen zweckentfremdet- und 
umgebucht. 

Der Grund: Die Rücklage, das ist der Muß-Betrag des 
Gefangenen zur Entlassung, den bei Nicht-Vorhandensein 
das Sozialamt zahlen müßte, wird hier mit Gewalt auf­
gestockt. 

Wer nun denkt, daß er nach dem Erreichen des Muß-Be­
trages wieder frei über sein eingehendes Eigengeld 
verfügen kann, der hat die Rechnung ohne die Tegeler 
Verwaltung gemacht . Er darf ~inen Antrag stellen, ob 
er sein Eigengeld verwenden darf; außerdem hat er zu 
erklären, was er damit machen will. 

Die Entmündigung des Gefangenen, die Erziehung zur Un­
selbstständigkeit, greift immer weiter um sich. Oder 
\Üll man gerade das verhindern, indem man die Gefan­
genen so zu illegalen Geschäften ermuntert? Die Art 
und Weise wäre sehr seltsam; aber typisch Tegeler Ma-
nier. 

DRÜCKEBERGER 

Nach einhelliger Meinung der für den Vollzug Verant­
wortlichen, handelt es sich bei unseren Hausarbeitern 
um Drückeberger . Jedem Hausarbeiter, der sich um Aus­
gang, Urlaub oder eine vorzeitige Entlassung bemüht , 
wird nahegelegt , sich doch erst einmal einen anderen 
Posten zu besorgen . 

Bei dieser Einstellung müßten eigentlich die Beamten 
das Essen austeilen - und die Stationen reinigen. Viel 
Spaß, meine Herren ! Auch jedem Teilanstaltsleiter 
~.<Jürde dieser Job gut zu Ge~ich~te stehen-, 

~- ~:.",- - war-

HINWEIS! I 

Ihre Abgangszeugnisse der 9 . Klasse sollten sich jetzt 
schon diejenigen besorgen, die im Herbst die Realschu­
le besuchen wollen. Lehrabschluß = Abgangszeugnis. 

-Red-
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e)~ PROCO e RA 
GEPLANTE WISSENSCHAFTLICHE UNTERSUCHUNG DES INSTITUTS FÜR FORENSISCHE 

PSYCHIATRIE DER FREIEN UNIVERSITÄT BERLIN 

Gespräche der Insassenvertretungen der Häuser I, III, III/E, IV und V mit dem Leiter des 
Instituts, Herrn Professor Dr. W. Rasch, am Mittwoch, dem 27.4 .1983, um 17.30 Uhr, Haus I 

ZUS&~NFASSUNG DES GESPRÄCHS 

Herr Professor Dr . Rasch erläutert das Ziel seiner geplanten wissenschaftlichen 
chung wie folgt : 

Untersu-

1) Es geht um die Probleme während sog. Vollzugslockerungen. I.Jarum passieren "Pannen"? 
Die Untersuchung habe zum Ziel, belastende Urlaubshindernisse und Streßfaktoren, insbe­
sondere die vom Vollzug ausgehenden, festzustellen, zu beschreiben und Vorschläge zu 
machen, wie ihnen entgegenge\virkt werden könne . Es gehe um eine Analyse der Situation , 
damit mit "Überlegung Überforderungen (Durchdrehen des Gefangenen) begegnet werden kön­
ne". Eine bessere individuelle Vorbereitung auf den Urlaub sei erforderlich . 

2) Außerdem solle die Praxis überprüft werden, daß bestimmte Gefangenengruppen von sog . 
Vollzugslockerungen grundsätzlich ausgeschlossen seien . Dies treffe insbesonderefürAl­
kohol-, BTM·· und Sexualtäter sowie für SV-Gef. zu . Entscheidende Kriterien für die Ge­
\Yährung bzw. Nicht-Gewährung von Vergünstigungen müßten kritisch untersucht werden . 

3) "Pannen" hätten Folgen smvohl individueller als auch genereller Art, zunächst natürlich 
für den jeweiligen Gefangenen direkt und persönlich , weil er "versagt habe". Es sei 
aber bekannt, daß die allermeisten Fälle problemlos verliefen. Die wenigen Pannen , die 
auftreten lviirden, werden von den Hassenmedien hochgespielt. Letztes unrühmliches Beispiel 
dafür sei die BILD- Zeitung vom 26.4 . 1983 (Schlagzeile zum Fall Gundlach) . 

4) Er halte es nicht für \viinschenswert, daß übertriebenes Sicherheitsdenken Vollzugsmaß­
nahmen ermögliche, die demSinn des StVollzG widersprechen. Genau hier könne die l-lissen­
schaft et\vas bewirken . Er glaube jedenfalls nicht, daß beim Senat "nur darauf ge lauert 
werde, negative Entscheidungen zu treffen". Das sei doch alles Phantasie . 

5) Die geplante Untersuchung erfolge unter strenger Beachtung aller Datenschutzbestimmun­
gen. Das gesamte Konzept für die Untersuchung sei dem Datenschutzbeauftragten vorgetra­
gen worden. 

6) Die Bedenken der I. V. , es lvürde Datenmißbrauch stattfinden , sei "ein bißeben lächer­
lich, das so hochzuspielen". "Jeder Dorfpolizist habe die Möglichkeit, alles innerhalb 
lveniger Minuten beim BKA abzufragen" . Teilweise sei es geradezu "hirnverbrannt", was da­
zu gesagt worden sei . I-Tenn keine Forschung, dann bel.rege sich überhaupt nichts mehr. Daß 
die Untersuchung "verhängnisvolle Folgen" haben lverde, sei eine "Dramatisierung" . Er 
sei überzeugt, wennererkläre bzw . empfehle, die und die Änderungen seien erforderlich, 
dann betvirke das ettvas . 

7) Die Untersuchung werde auf jeden Fall stattfinden, Er werde von seinem Recht Gebrauch 
machen, mit jedem einzelnen Gefangenen wegen der Teilnahme an der Untersuchung in Ver­
bindung zu treten. Es sei "arrogant von der I. V., hier über die Gefangenen bestimmen zu 
wollen, zumal er genau wisse, daß die Mehrheit der Gefangenen diese Untersuchung wolle, 
sie wolle sich über im Rahmen der sog. Vollzugslockerungen auftretenden Schwierigkeiten aus­
sprechen und klarwerden". Eine unterschiedliche Auslegung wie auch eine gezielte Ver­
fälschung der Ergebnisse sei nie auszuschließen, "in der Konkret"isierung sehe er das aber 
nicht so"! 

8) Er sehe nicht ein , daß er jetzt "ausbaden müsse", daß ein Knacki nicht zu be,~egen sei, 
seinen Vollzugsplan einzuklagen, kein Interesse an der I . V. zeige , aus seiner Zelle 
nicht herauskomme, lieber Musik höre oder Kaffee trinke. 

9) Es sei eine gute Anregung Jörg Hegers, Entscheidungsprozesse innerhalbderAnstalt zu 
überprüfen und zu untersuchen. Die Gerichte "funktionieren" . Ztvar habe das LG Berlin 
seine Probleme. Auch hier sei eine Untersuchung in Arbeit. 



Der Mitarbeiter von Herrn Prof. Rasch, Herr Diplom-Psychologe Warmuth, erklärte, bisher in 
einer 11Voruntersuchung 11 mit 25 Gefangenen aus a 11 en Häusern (außer Haus V) gesprochen zu ha­
ben. Folgende vier Fragebereiche (weil Streßfaktoren) seien dafür die Grundlage gewesen: 

1) Die aktuelle Haftsituation, Freigänger, Wohngruppen, Sozialtherapie, Haus I I und I I I. 

2) Welche Wünsche bestehen vorwiegend für den Urlaub? Was tun, unternehmen? 

3) Belastungen in Urlaubssituationen, welche Hilfen bestehen, werden erwartet? 

4) Der persönliche Hintergrund, wie sieht der Durchschnittsgefangene die Wege, die er ge­
hen kann, wie sieht er die Belastungen? 

Bei der 11Voruntersuchung 11 seien folgende markante Bereiche hervorgetreten: 

1) Belastungen in der Haftsituation: Ausgel iefertsein, Abhängigkeit vom Aufsichtspersonal; 
mangelhafter Kontakt zur Umwelt, zum medizinischen Dienst, zur Anstaltsleitung. 

2) Schlechte Arbeit sei besser als keine Arbeit. 

3) Wenig Eigenständigkeit, der Gefangene werde verwaltet, Eigenini~iative sei unerwünscht 
und führe auch zu Repressionen (je nach TA), es sei nicht möglich, die Urlaubssituation 
durchzuspielen. 

4) Weniger als sechs Stunden Ausgang seien sehr belastend. 

5) Zu kurzfristige Erteilung von Bescheiden. Schleppende Antragsbearbeitung. Infolgedessen 
sei eine konkrete Urlaubsplanung unmöglich. Bei Krankheitsfällen in der Familie wirke 
sich diese Verschleppung insUnerträgliche aus. 

6) Finanzielle Probleme, der Sozialbeitrag 
stalt leistet nur noch einen 11Vorschuß11

• 

in Höhe von DM 10,-- sei weggefallen, die An-
' 

7) Wichtigste Gründe für den Urlaub: Famil ienprobleme, Aufrechterhaltung der sozialen Bin­
dungen. 

GEGENARGUMENTE DER INSASSENVERTRETUNG: 

1) Die Studien Herrn Raschs seien von der Justiz mehrfach mißbraucht worden. 
Beweis: LL-Studie, Hs-Trakt Moabit (Rasch dazu: "Unsinnige Behauptungen"). 

2) Beim Senator für Justiz warte man doch nur darauf, die neuen AVs zum StVollzG erlassen 
zu können, die eine Einschränkung bei Ausgang und Urlaub zur Folge hätten. Raschs Argu­
mente würden frisiert >-verden . 

3) Rasch könne weder persönlich noch tatsächlich noch rechtlich garantieren, daß die Justiz 
mit der Studie nicht mache, was sie wolle. Sein Optimismus sei der I. V. ein Rätsel. Die 
Vergangenheit hätte ibm doch eine Lehre erteilt. 

4) Es müßten dringend dieEntscheidungsprozesse, Verdrehungen und Verschleppungen innerhalb 
der Anstalt geprüft und untersucht werden. Daß die Gerichte funktionierten, sei doch vohl 
ein Witz. Diese deckten in Wahrheit die Willkür der Anstalt. Dienstaufsichtsbeschwerden 
seien ohne Aussicht auf Abhilfe. 

5) Haus V beweise, was Entmündigung, Kontrolle, Manipulation im Bereich Knastarchitektur 
bedeute . Erst solphe Studien hätten diese Bauten möglich gemacht. Rasch habe blauäugig 
(?) der Justiz die entsprechenden Daten und Bedingungen geliefert. Was sei daraus ge­
worden? 

6) Die I. V. habe kein Vertrauen zur Justiz und sei sicher, daß diese Studie nur "Schlimmes 
bewirken werde". Sie werde die Insassen nachdrücklich darüber aufklären und deshalb 
entschieden davor warnen, an dieser Untersuchung teilzunehmen. Von der I.V. habe Rasch 
jedenfalls keine Unterstützung zu erwarten. Die I.V. schätze die geplante Studie als 
"gefährlich und verheerend" ein . Eine weitere Unterhaltung sei zwecklos, denn man drehe 
sich ja doch nur im Kreise. 
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J! .I. V 1..-Vll LJ. c:l ~· •. ~· '\\~ 
pr o con tra · .- · • 
pro contra 

Der Streit um den wissen­
schaftlichen h"ert der an­
gekündigten Untersuchun­
gen und die Befürchtungen 
der Gefangenen, da~ die 
Ergebnisse seitens des Se­
nats negati ,. ven.;endet 
Kerden, geht schon eine 
ganze 1\'ei le . 

Jede Seite hat ihre Argu-

mente vorgebracht; jedoch 
ist es einzig und alleine 
bei diesem Austausch ge­
blieben. .\nnähen1 konnte 
man sich bisher nicht. 

Beide Seitenkannman ver­
stehen, doch einen \tittel­
\\eg gibt es nicht. Unter­
sucht Kird auf jeden Fall, 
\de Prof. Rasch bereits 
sagte. lven er für seine 
Untersuchung findet , das 

wissen wir bereits. Dem­
entsprechend 1drd auch das 
Ergebnis aussehen. 

Eines jedoch ist jetzt be­
reits sicher; wie die Un­
tersuchung auch ausgehen 
mag, der Senat macht mit 
uns auf jeden Fall was er 
hill: vorausgesetzt, wir 
lassen es uns gefallen. 

- war-
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DIE VA.'1PIRE KONHE~! 

Sogenannte Wissenschaftler, Bücherakrobaten, geistern wieder durch Tegel und win­
ken uns mit 10 . -DM zum Interview quer durchunsereintimsphäre. Streng vertraulich 
und anonym, \olie sie uns versichern werden bei der "Ebre ihrer Doktortitel " . 

WORUM GEHT'S KONKRET? 

Das Institut für forensische Forschung (Gerichtspsychiatrie) will im Knast eine 
Untersuchung über das Verhalten von Gefangenen bei Urlaub und Ausgängen machen . 
Dazu sollen >vi r psychologisch ausgeklügelte Fragebögen beantworten über unsere Er­
wartungen, Gedanken, Gefühle und Erfahrungen beim Knasturlaub und Ausgängen . Diese 
Fragebögen l.rerden dann irgendwo am Schreibtisch ausgewertet und zu einer sogenann­
ten wissenschaftlichen Studie verarbeitet. Fein säuberlich sortiert nach Gefange­
nengruppen (Btm-ler, Alkies, mit oder ohne Angehörige usw.) wird diese Studie dann 
dem Senator für Justiz präsentiert. Dort liegen nun schon die neuen Ausführungsvor­
schriften (AV) zum Strafvollzugsgesetz (StVollzG) bereit, die für unssowieso Ein­
schränkungen bei Urlaub und Ausgängen bringen sollen. Beim Senator für Justiz pik­
ken die sich natürlich die Argumente aus der Studie ' raus, die sie für ihre Ein­
schränkungen gerade brauchen . 

UNSERE t-fEINUNG DAZU: 

Im Sommer ' 82 hatten die Insassenvertretung der TA I und andere Gefangene ein Ge­
spräch mit zwei dieser Wissenschaftler (Rasch und \.Jarmuth) . Schon damals hatten 
~1ir erklärt, daß dieser ganze sozialpsychologische und pseudowissenschaftliche 
Krimskrams in den Händen der Justiz uns nur schaden kann. Jedes \hssen über uns, 
unsere Gedanken und Gefühle in deren Händen dient dazu, uns zu entmündigen, zu 
kontrollieren und zu manipulieren. t.Jas Kontrolle und Entmündigung im Bereich Knast­
architektur bedeuten, kann jeder im neuen Palais Schaumburg , dem Haus V, sehen. 
Was Beton, Stahl und Kameras in unseren Köpfennicht errei chen können , sollen Psy­
chologen tun . Und genau hierzu dient auch diese "Urlaubsunter suchung". Jedem Gefan­
genen, der sich für 10.-DM zu diesen Fragebogeninterviews kaufen läßt , muß klar 
sein: Die Fragen, die erbeantwortet oder ankreuzt, bleiben zwar in den Händen der 
Damen und Herren "Wissenschaftler", die auch ganz tvohlwollend und nett sein mögen . 
Aber die Auswertung der Ergebnisse gelangt in die Hände der Justiz und dann hat 
auch kein noch so netter Forscher mehr Einfluß darauf, was damit geschieht . Wir 
schon gar nicht . Vermutlich werden wir noch mehr in Gefangenengruppen eingeteilt , 
die dann "spezialbehandelt" werden. Gefangene mit Btm- oder Alk-Stempel können 
schon jetzt ein Lied davon singen, wenn's um Vollzugslockerungen geht . Deswegen : 
Sollen die doch Anstaltsleiter untersuchen, die in teils sadistischer Weise Voll­
zugslockerungen für ein Zuckerbrot- und Peitschenregime gebr auchen! 

DIE UNTERSUCHUNG LÄUFT OHNE UNS! 

INSASSENVERTRETUNG-INSASSENVERTRETUNG INSASSENVERTRETUNG- INSASSENVERTRETUNG 
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NKS­Besuchsverbot für· Häftlinge 
Landtagspräsident in 'Hannover hatte ~st a.m liarderobe 

Justitia Nord 7:1 (3:1) 

SUDDEUTSCHE ZEITUNG ( 3 . · - .,-'tan Spoo • vom o.... • 83 , · 

HANNOVER, 29. April. Der Präsident 
des Niedersächsischen Landtags, Bruno 
Brandes (CDU), hat einer Gruppe von 
elf Strafgefangenen aus der Justizvoll­
zugsanstalt Wolfenbüttel, die zu einem 
Besuch des Parlaments ln Hannover an­
gemeldet war, den Zutritt verboten. 

Nach Angaben des SPD-Landtagsab­
geordneten Wilhelm Schmi~t. der d~n 
Besuchs:ermin für die Häftlinge verrrut­
telt hatte, handelt es sich bei der 
Gruppe mehrheitlich um Teilnehmer 
eines Hauptschulabschlußkursus, die für 
ihr Bemühen um Weiterbildung be­
lohnt werden sollten. Im Unterricht 
waren sie auf den Parlamentsbesuch 
vorbereitet worden. Schmidt wertete die 
Entscheidung des Landtagspräsidenten 
als Rückschlag für eine sonst von allen 
Parteien befürwortete Politik der Reso­
zialisierung von Strafgefangenen. Der 
niedersächsische Landesvorstand der 
Jungen Union übte ebenfalls scharfe 
Kritik an Brandes. Einer der betroffe­
nen Häftlinge wandte sich brieflich an 
den Landtagspräsidenten und machte 
geltend, bei Wahlen akzeptierten die 

Parteien auch seine Stimme ... Weshalb 
lehnen sie mich dann als Besucher ab?" 
fragte der Gefangene. 

Auf Fragen nach den Gründeo dieser 
Entschedung gab am Freitag der Spre­
cher der Landtagsverwaltung, Helmut 
Beyer. vor der Presse in Hannover die 
Antwort, Brandes habe sich um die 
Sicherheit und Ordnung lm Parlaments­
gebäude gesorgt, zumal die Garderoben 
leicht zugänglich seien. Damit wolle er 
die Strafgefangenen zwar nicht von 
vomherein pauschal verdächtigen, sie 
würden stehlen. Man dürfe aber, meinte 
er nicht alle an VIsiten im Landtag in­
te~essierten Gruppen undifferenzlert 
gleicbbehandeln, weil man ,.sonst einen 
uferlosen Landtagstoutismus von Straf­
gefangenen fördern" würde. Ein aus 
öffentlichen Mitteln finanzierter Besuch 
beim Landesparlament müsse eine Aus­
zeichnung darstellen, meinte Beyer. J\u! 
den Einwand, gerade in diesem Fall sei 
das beabsichtigt gewesen, antwortete er. 
man dürfe aber keinen Präzedenzfall 
schaffen denn eine Reise wie die . von 
WollenbUttel nach Hannover sei in 
jedem Fall dem Strafvollzug abträglich. 

Damit dürfte die Justiz wc 
te geringe Hoffnung auf di 
schaftbegraben haben. AbeJ 
so krasses Versagen? Torwc 
bei NKS in Superform, n 
Chancen der Gäste zunichte 
(2), Henschel (2) Meinecke, 1 
und Hoffmann trafen für Ni' 
für die Gäste. Müller brumn 
Justiz eine Zeitstrafe ab. 

Gefahren durch überfüllte Gefängnisse 
Zunehmende Enge in den Haftanstalte_n fö~ti"'rt Rückfälligkeit von Straftätern 
UDDEUTSCHE ZEITUNG (vo~ i 3 • :> •• 

8~) 
S. -·· ...... ., ... w n.eaatttaonsm1tglaed Helmut Kerscber 

fahrene Psychologen higewiesen. 

hen. im Vollzugsalltag das teure und verhlingnis­
volle Prinzip der unbedingten Vollstreckung von 
Freiheitsstrafen durch. Damit sei die Basis für 
künftig noch höhere Rückfallquoten gelegt. 

Mit dem Bau neuer Gefängnisse ist das Pro· 
blem nicht zu lösen. Zum einen kann damit kurz­
fristig überhaupt nichts erreicht werden, zum an­
dern müssen solche Pläne an den Kosten schei­
tern, die jetzt aul 300000 bis 400000 Mark pro 
Haftplatz veranschlagt werden (ohne die tägli­
chen Kosten). Und vor allem liegt die Bundesre­
publik mit den prozentualen Gefangenenzahlen 
ohnehin schon an der Spitze in Westeuropa. So 
besteht eine sinnvolle und mögliche Chance zur 
Abwendung v.-eiteren Unheils nur darin, weniger 
Freiheitsstrafen zu vollstrecken und weniger Un­
tersuchungshäftllnge einzusperren. 

Schlagzeilen wie "Numerus ctausus im Knast" 
oder ,.Im Kittchen ist kein Zimmer frei" sind in 
den letzten Monaten immer bäuliger zu lesen. 
Bundesweit sind die Belegungszahlen der Ge­
fängnisse seit 1975 von 51000 aul etwa 62 000 ge­
stiegen, regional sogar um bis zu 40 Prozent. Für 
so viele Häftlinge sind die Vollzugsanstalten 
nicht eingerichtet. Das führt zu Problemen nicht 
nur für die Gefangenen einerseits und das völlig 
überlastete Personal andererseits; was sich der­
zeit in den Gefängnissen zuträgt, wird sieb sehr 
bald auch auf die Gesellschaft jenseits von Mau­
ern und Gittern auswirken. Die totale Überfül­
lung der Anstalten fördert nämlich die Rüclääl­
ligkeit der Hältlinge nach ihrer Entlassung. Auf 
diese bedrohliche Folge der immer noch steigen­
de·n Gefangenenzahlen haben jüngst praxisel'-1 

Beim vierten Bundeskongreß der ,.Psychologen Auch ohne Geset:zesänderungen, die sicher er-
im Justizvollzug" in BeilngrieswurdenAlarmrufe fordertich sind. kann nach Ansicht vieler Exper­
laut, die vorangegangene Warnungen noch ver- ten über die bisherigen Versuche hinaus schon 
stärkten. So hatten im September letzten Jahres jetzt etwas zur Entlastung der Gefängnisse getan 
sowohl der .,Bund für Strafvollzugsbedienstete" werden, vor allem durch die Strafjustiz. Richter 
als auch der damalige Berliner Justizsenator sollten großzügiger als bisher von den Möglicb­
Scholz umfangreiche Sofortmaßnahmen zur Sen- keiten Gebrauch mnchen, Beschuldigte und Ver­
kung der Gefangenenzahlen gefordert. Im Fe- urteilte in Freiheit zu lassen. Die ~~ Si­
bruar dieses Jahres sprach Bundesjustizminister cherheit der Bevölkeruog-aitßte d'arüiifer DICht 
Engelhard von unerträglichen Zuständen in den leiden, wie nationale und internatid'nale Erfah­
Gefängnissen und kündigte VOt'IIChläg~ ZW' Ent- · nmgen zeigen. Ebft'-du--QegealleH~tst-rtcbttg. 
lastung an. Denn wo die Bedingungen in den Gefängnissen 

Anstaltspsychologen haben jetzt erl!utert, was die Rückfälligkeit von Straftätern fördern. ver­
sich hinter den Zahlen verbirgt Drangvolle Enge stärken sich gerade mit Blick auf die Sicherheit 
und steigende Arbeitslosigkeit auch in den Ge- vorhandene Zweifel am Sinn vieler Freiheritsstra­
fängnissen (,,kasernierte Langeweile") begünsti- fen. Insofern kann die von der Wirtschaftskrise 
gen Aggressionen und die Bereitschaft zur Dro- mitverursachte Oberbelegung der Ge(ängnisse 
geneinnabme. Anstelle von Resozialisierung und zu einer Rückbesinnung aul verlorengegangene 
Behandlung setze sich, von Ausnahn!en Ziele eine\11 vernünftigen Strafvollzugs filhren. 
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Ausführung von Gefange11 
Personalmangels abg• 

Ausführunqs-Genehmiqungen t 
ne in den Haftanstalten werde 
kurzfristiq zurückqezoqen, wenn 
gesehenen Ausführungstagen nie 
Justiz-Personal vorbanden ist. S 
sei eine qrößere Zahl der Stellen 
dienst mehrerer Haftanstalten D 
teilte Justizsenator Oxfort auf 
Anfraqe des SPD·Abeqeordneten 
M e i s n e r mil Wenn an bestl.o 
zusätzliche Enqpiisse durch Erkra 
Bediensteten aufträten oder anc 
runqen wicbtiqer seien, zum Be 
eines drinqend erforderlichen . 
oder der Beerdiqunq eines Anqf 
Ben sieb kurzfristiqe Absaqen n 
den. obwohl dies der Wieden 
der Häftlinqe in die Gesellschaft 
Oxfort mit. Gefangene iOIIen ruu 
von mindestens acht Jahren bis z 
Jahr ausqeiührt werden, sofem st 
Iaub erhalten. 

Die Kosten für Pahrtea, Einlrll 
Verpflequnq muß der GefiUlgene 
Bei Fahrten mit liftentUchen Ve 
oder mit einem Taxi muß er Ia 
auch für die Vollzuqabed.lenstel 
Ahnliebes qilt für Eintritllkarte 
staltun.qen, die der Gefangene b 
Derarliqe Ansprüche sollten ab• 
tend qemacbt werden, wenn dac 
handlunq oder die Elngliede~ 
nen behindert würde, erklärte 0: 



"Resozialisierung" a Ia BRD 

Keine Ehrungen für 
Vorbesftafte1 DIE TAGESZEITUNG 

(vom -26. 4. 
Knarre im Knast 

Zum zweiten Maleinnerhalb von drei Wo­
chen Ist ln der Tegler Haftanstalt eine 
scharfe Pistolegefunden worden. OleAn­
staltsleltung hat eine prompte Untersu­
chungangekOndlgl 

Dortmund (taz). ,.Das mutige Einschreiten 
wird als Zeicben der Bereitschaft gesehen, 
aus der schweren persönlichen Vergangen­
heit zu lernen und sich durch aktives Han­
deln wieder in den Kreis der Mitbürger 
einzufügen. Lassen Sie sich bitte in der 
Entschlossenheit, diese Vergangenheithin­
ter sich zu lassen, auch in Zukunft nicht 
wankend machen", heißt es in einem 
Schreiben des Chefs der Düsseldorfer 
Staatskanzlei, Dr~ Rolf Krumsiek, an den 
43-jährigen Dormunder Taxifahrer Jür­
gen Babel. Die "schwere Vergangenheit" 
des Jürgen Babelliegt nunmehr 15 Jahre 
zurück. Aus dieser Zeit datieren einige 
Vorstrafen des Dortmunders, u.a. wegen 
Fahrens ohne Führerschein. Der Anlaß 
fiir den Brief ist eine Rettungstat des Tax~ 
fahrersvor fast zwei Jahren. Damals hatte 
ein betrunkener Soldat der britischen Rhei­
narmee mit einem gestohlenen Tanklast­
zug eine Kreuzung der Ruhrgebietsstadt in 
Flrunmen gesetzt. Jürgen Babel und zwei 
weitere Männer retteten eine in den Unfall · 
verwickelte junge Frau aus ihrem brennen­
den Wagen. 
Die drei Helfer wurden daraufhin der Lan­
desregierung zur Verleihung einer Ret­
tungsmedaille vorgeschlagen: Statt dieser 

Medaille erhielten zwei der Männer -
beide in grauer Vorzeit vorbestraft-oben 
erwähntes ,.Belobigungsschreiben" und 
den Farbbildband ,.Nordrhein-Westfa­
len". Regierungssprecherio Tucllolsky er­
klärte gegenüberdertaz,daß bei der Verlei­
hung von Rettungsmedaillen analog der 
Verleihung des Bundesverdienstkreuzes 
verfahren werde. D.h. die,. Würdigkeit der 
Person" müsse siebergestellt sein. Im Rah­
men dieser Prüfung werde aucli die Straf­
falligkeit der in Frage kommenden Person 
überprüft. Vorbestrafte können staatliche 
Auszeichnungen "im Normalfall" nicht er­
halten. Dieses Problem stelle sich aber bei 
den Dortmunder Lebensrettern nicht, da 
ihr Einschreiten ohnehin nur für ein Belo­
bigungsschreiben ausreichend war, ~ ... und 
dies ist ja auch versandt worden". 
Jürgen Babel empfindet den Inhalt des 
offiZiellen Schiftstücks als verletzend und 
diskriminierend. Er schickte den Bildband 
mit einem geharniSchten Brief zuriick an 
den Absender. 
Das Ganze ist völlig unverständlich, mein· 
te Babel zur taz, wenn man bedenkt, daß 
unser Innenministertrotz einer Vorstrafe 
wegen Meineids in Amt und Würden steht. 

-risch-
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Die Waffe war durch den Hinweis eines 
Mitgefangenen in der Zelle eines wegen 
Mordes "Lebenslänglichen" sicherge­
stellt worden. Es soll sich um eine Pistole 
des Kalibers 6,35 und sechs Schuß Muni­
tion handeln. Der Hinweisgebererhielt zu 
seinem eigenen Schutz eine 3monatige 
Haftunterbrechung. 
DieSPD-Fraktion im Abgeordnetenhaus 
warnte Oxford davor, die .. Schlamperei" 
im Vollzug wieder einreißen zu lassen. 
Bereitsam 18. April war in Tegel eine 
scharfe Schußwaffe mit Munition sicher­
gestellt worden, die offensichtlich zu ei­
nem Fluchtversuch dienen sollte. taz 

Denunziation 
fördern 

Hessen: Alternativer 
Strafvollzug spart Geld 

Wiesbaden (dpa) 

Eduard Zimmermanns: "Akten­
zeichen: ... XY" (Freitag 
abend, ZDF) ist bei den Zu­
schauern sehr beliebt, das bewei­
sen die Einschaltquoten. Die 
Sendung wird gleichzeitig auch in 
Österreich, der Schweiz und in 
Lichtenstein ausgestrahlt. 

B· Z (vom 14.4. ' 
Jeden Lwenen lag kommen 

Hilftlinge von Tegel nach Moabit 
Berlln, 14. April Mac 

An drei Tagen in der Woche werden 
Höftlinge aus der Vollzugsanstalt Tegel zur 
Vernehmung ins Kriminalgericht Moabit 
gebracht. · 

Der SPD·Abgeordnete Andreos Gerl 
wollte vom Senat wissen: Sind sich eigent· 
lieh die Richter der Strafvollstreckungskam­
mern •• allesamt zu fein'", nach Tegel zu 
fahren? 

Senotor Edmund w~onski wies diesen 
Ausdruck als .,Polemik" zurück. Denn hier 
ginge es um .,richterliche Unabhängigkeit". 

Gesetzesbrecher in Hessen, die von Gerichten 
zu sogenannten Ersatzfreiheitsstrafen verurteilt 
werden, sollen vom 1. September an ihre Strafe 
mit gemeinnütziger Arbeit ableisten · können. 
Diese Möglichkeit sei nicht nur unter ,.kriminal­
politischen Aspekten" von Bedeutung, sondern 
auch ein .,nicht zu unterschätzender fisKalpoliti­
scher Faktor", erklärte Hessens Justizminister 
Herbert Güntber (SPD). Nach der landesweiten 
Einführung des alternativen Strafvollzugs sei da­
mit zu rechnen, daß jährlich mehr als 25 000 Haft­
tage und damit zwei Millionen Mark eingespart 
werden könnten. Betroffen sind zu Geldstrafen 
verurteilte Straftäter, die ihre Strafe ersatzweise 
mit Hafttagen abbüßen. 

Ist es die Mischung aus Sensa­
tion, Verb.rechen, Mord, Bruta­
lität (die Verbrechen 
nach den Ermittlungsakten 
konstruiert, das Verbrechen 
bei hübsch telegen ins Bild 
setzt), was die Zuschauer so 
ziniert? Oder ist es nicht 
mehr so, daß die Sendung 
tionen im Zuschauer freisetzt, 
Instinkte in ihm hochkommen 
läßt, die er gebändigt glaubte, 
denen er jetzt aber in der ,.Hatz 
auf den Täter" freien Lauf läßt? 
Wird mit dieser Sendung nicht 

Im Jahre 1982 wurden .übrigens 1976 An­
hörungen von Strafgefangenen oder son­

Verhondlungen von den Strafvoll· 
mern 

DER TAGESSP 
Fertigstellung der neuen 

Frauenhaftanstalt verzögert 
Die neue FrauenhafltanstaLt in Plötzensee 

wird entgegen den bisherigen Planungen nicht 
bis Ende dieses Jahres fertiggestellt werden. 
Wie der Senat gestern in der Antwort auf 

Kleine Anfrage der SPD-Abgeordneten 
Wi~Gise.la F e c h n e r bestätigte, wird sich das 

Bauarbeiten bis in das Jahr 1984 
veJrsd:1iet1en. Ausschlaggebend dafür seien 

bei der des 
Voll-
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Unterbewußtsein im Zu­
schauer appelliert, daß Zimmer­
mann dann bewußt für seine Sen­
dung nutzen kann? Kann der Zu­
schauer bei der Suche nach dem 

diese Emotionen, die vor­
charakterisiert wurden, nicht 

voll ausleben? Wie es die Psycho­
logen sagen: Überträgt er nicht 
seine kanalisierten Aggressionen 
auf den Täter, stellvertretend da­
für, daß er seine Aggressionen 
nicht ausleben kann? Regt die 
Sendung nicht auch zu Denun­

daraus 

'DER LICHTBLICK 1 



Obwohl sich auf unseren Aufruf zum Einschicken von Er­
fahrungsberichten, der an die Adresse der Vollzugshel­
fer gerichtet war, eine ganze Menge Leute meldeten, die 
sich dann auch die ungefähren Richtlinien von uns zu­
schicken ließen, können wir das in Aussicht gestellte 
Sonderheft leider nicht in Angriff nehmen. 

Sätzen entnehmen zu kön­
nen. Es handelt sich aber 
nur um meinen Bezug zur 
Wirklichkeit . 

Es sollte viel mehr 
Menschen geben die im Ge­
fängnis helfen, das was 
man Vollzugsziel nennt 
anzustreben. Nurmit ihrer 
Hilfe wird es eine bessere 
Zukunft geben. 

Siegfried Rudolph 
looo Berlin 44 

Grund: Vom Vorsatz des Schreibens bis zur Ausführung -
ist es, so scheint's, ein sehr weiter Weg. Ganze zwei 
Aufsätze erreichten uns, die wir - mit vorausgesetzter Sehr geehrte Herren, 
Genehmigung - Ihnen diesmal vorstellen möchten. Ihrem Wunsch nach e1-

Liebe "Lichtblick"-Redak-
tion, 

nachdem ich mehrere 
versuche gemacht habe, 
meine Arbeit als Vollzugs­
helfer zu beschreiben und 
auf die von Ihnen gestell­
ten Fragen einzugehen, 
wurde mir die Problematik 
einer derartigen Frage­
stellung klar. Immer wie­
der habe ich erfahren, daß 
selbst die zu Betreuenden 
als die eigentlich Betrof­
fenen im Unklaren über die 
Stellung, Aufgaben und 
Möglichkeiten der Voll­
zugshelfer sind. Sie sind 
nicht Teil der Institu­
tion. Sie arbeiten frei­
lvillig und unbezahlt in 
ihrer Freizeit, haben vor 
allem Pflichten und nur 
,.,enige Rechte. Es ist ein 
Vertrauensverhältnis zwi ­
schen Betreuer und Betreu­
tem unumgänglich, das mir 
verbietet, meine Erfahrun­
gen im Einzelnen zu erör­
tern. 

JUNI '83 

Seit 7 Jahren bin ich 
einmal wöchentlich (frü­
her öfter) in Tegel. Mein 
Beweggrund war die Er­
kenntnis, daß diese Arbeit 
nötig ist und es sich zei­
gen wird, was ich dabei 
leisten kann. Mein Ziel: 
Menschen in Not zu hel­
fen. 

Meine Erfahrungen mit 
Behörden sind gering, doch 
reichen sie aus um zu er­
kennen, daß aus dieser 
Richtung kaum Unterstüt­
zung zu erwarten ist . 

Die Beamten lernte ich 
während vieler Jahre ken­
nen und diese mich. so 
gibt es von dieser Seite 
keine Schwierigkeiten. Ob 
sich die Arbeit lohnt? 
Nun, ich meine es ist 
schon lohnend, wenn auch 
nur ein Mensch dadurch 
seinen Weg findet . Be­
scheidenheit scheint mir 
dabei am Platz. Vielleicht 
meinen Sie nun, eine ne­
gative Meinung aus meinen 
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ner Mitgestaltung des in 
Aussicht genommenen Son­
derheftes "der lichtblick11 

entspreche ich gern . 

Offiziel bin ich seit 
dem 5. 11. 81 - nach lang­
wieriger Sicherheitsüber­
prüfung, die Ende 1982, 
als mir-die Betreuung ei­
nes vierten Gefangenen 
übertragen werden sollte, 
mit einer Dauer von ca. 
2 Monaten wiederholt wur­
de - freh-1illiger (Voll­
zugs) Helfer. Ich besuche 
die Gefangenen regelmäßig 
einmal wöchentlich. 

zu meiner Person gebe 
ich Ihnen folgende Daten : 
Ich stehe im 69.Lebens­
jahr. \-!ar von 1953 bis zu 
meiner Pensionierung 1979 
Richter auf Lebenszeit in 
der Arbeitsgerichtsbar­
keit, seit J96o Vizeprä­
sident des Landesarbeits­
gericht Berlin. In der 
Zeit von 194 7 bis 1959 be­
treute ich die vom damali­
gen amerikanischen Mili­
tärgericht verurteilten 
Jugendlichen in der JVA 



Plötzensee und im Jugend­
hof Schlachtensee. 

Die Beweggründe für die 
Hilfe liegen damals wie 
jetzt in der Erkenntnis, 
daß der gerichtlich ange­
ordnete Freiheitsentzug 
wegen strafbarer Handlun­
gen für sich allein nicht 
genügen kann, um eine Um­
kehr des Straftäters zu 
bewirken . Die Gefängnisse 
bzw . Justizvollzugsanstal­
ten in der auch heute noch 
geführten Form sind trotz 
aller durchgeführten Re­
formen nach meiner festen 
Überzeugung nicht geeig­
net, die so oft betonte 
"Resozialisierung" zu er­
reichen. Vielmehr tritt . ' 
w~e die Erfahrung lehrt, 
v1.el zu oft das Gegenteil, 
nämlich die Rückfällig­
keit, ein . 

Eine sinnvolle, ökono­
mischen Gesichtspunkten 
gerecht \verdende Strafver­
folgung, die zweifellos 
zum Schutz des Gemeimvesens 
und dessen Glieder nottven­
dig ist, kanP. nach meiner 
Erkenntnis nur in einer 
systematischen und .konse­
quenten Hinführung zur 
hliedergutmachung des der 
Gemeinschaft und dem Ein­
zelnen zugefügten Unrechts 
bestehen. Dieser Weg wür­
de auch den straffällig 
ge\vordenen Menschen in ei­
nem weit höherem Maße als 
es bisher geschieht for­
dern . Unumgängliche Vor­
aussetzung für einen sol­
chen Weg ist ein richtig 
motiviertes und gut ge­
schultes Personal, das in 
dem Gesetzesbrecher in er­
ster Linie den Menschen 
sieht, der hilfsbedürftig 
ist. 
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nicht zur Kenntnis genom­
men? Ich kann mich manch­
mal des Eindrucks nicht 
en-Tehren, daß die Arbeit 
des Vollzugshelfers von 
einzelnen Bediensteten 
der JVA mehr oder w·eniger 
als ein "gesetzlich ver­
ankertes Übel" empfunden 
wird. 

Allgemein wäre zumin­
dest etwas mehr Freund­
lichkeit und zuvorkommen­
de Hilfsbereitschaft sei­
tens der Vollzugsbeamten 
wünschenswert . Der Helfer 
verrichtet seine Aufgabe 
bestimmt nicht zu seinem 
eigenen Vergnügen! Die 
viel besprochene Sicher­
heit leidet bestimmt 
nicht, wenn den Helfern 
ein wenig mehr Vertrauen 
geschenkt wird . 

Abschließend möchte 
ich aber betonen, daß ich 
für jede Stunde, die ich 
als Helfer mit meinen Ge­
fangenen in Tegel verbrin-
gen darf, dankbar bin 

' selbst wenn mein Dienst 
manchmal nur im geduldi­
gen Zuhören besteht. Ich 
kann nur hoffen, daß auch 
die Gefangenen meinen 
Dienst als eine Bereiche­
rung in ihrer Abgeschlos­
senheit empfinden. 

Mit freundlichen Grüßen 
und besten Wünschen für ein 
gutes Gelingen all Ihrer 
Planungen und Vorsätze, 

Gerhard Pöschke 
1 ooo Berlin 41 
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In den letzten Jahren 
haben sich die Knäste in 
Ber lin und Westdeutsch­
land immer mehr gefüllt. 
Überbelegungen von 10 und 
20 Pr ozent sind keine Sel­
tenhe it mehr . Gr uppenräu­
me wer den zu ~Schafts­
quar tieren umgebaut , selbst 
auf Fluren und i n Duschen 
werden Betten aufgestellt . 
Selbst der SPIEGEL hat in 
einer seiner Aus.gaben dar­
über berichtet . 

Di ese Zustände tver den 
von de n J ustizver waltungen 
der Länder mehr oder tve­
niger bedauert ~ mehr oder 
weni ge r schlecht ger egelt 
und kaum e i nmal an den Ur­
sachen angepackt . Zwar 
wir d immer wieder einmal 
von Vollstreckungsstop und 
Straf unter brechung gespr o­
chen, aber das i st stet s 
nur Kurieren am Symptom . 
Kaum e i ner in der Justiz­
bürokr atie macht sich Ge­
danken über di e zunehmen­
de Kr iminalisier ung von 
Randgruppen , di e steigen­
de Zahl von Haftstr afen 
für Bagatelldelikte und 
die kaum noch zur Anwen­
dung kommenden Mögl ichkei-

JUNI '83 

ten der Aussetzung von 
Reststrafen zur Bewährung. 
Zum letzten Thema wollen 
wir einen Beitrag aus un­
serer Sicht zur Diskussion 
stellen . 

Aus der Sicht von Ge­
fangenen der JVA Tegel er­
gibt sich zur Frage der 
zur Bewährung auszusetzen­
den Strafreste sicherlich 
ein anderes Bild , als es 
sich ein Beamter in der 
Senatsver waltung für Ju­
stiz und/oder ein Abge­
ordneter im Abgeordneten­
haus von Berlin vorstel­
len kann . Vielleicht kann 
unser anderer Blickwinkel 
etwas zur Aufklärung des 
komplexen · Sachverhalts 
beitragen . 

Der Gesetzgeber hat bei 
der Entwicklung des St­
VollzG sehr viel l~ert auf 
ein konkretes Benandlungs­
angebot der Vollzugsbe­
hörden an die Gefangenen 
und auf eine exakte Pla­
nung dieses Angebots ge­
legt . Allzulange waren Ge­
fangene der mehr oder we­
niger wi llkürlichen Herr-
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schaft ihrer Anstaltslei­
ter unterworfen . Seit dem 
01.01.1977 verlangt daher 
§ 6 StVollzG die Erfor­
schung der persönlichen 
Defizite eines jeden Ge­
fangenen in der sogenan~­
ten Behandlungsuntersu­
chung . Deren Ergebnisse 
müssen nach § 7 StVollzG 
durch ein individuelles 
Angebot konkreter Behand­
lungsmaßnahmen beantt.ror­
tet werden . Dabei muß über 
einen Mindestkatalog von 
sieben verschiedenen Be­
handlungsmaßnahmen ent­
schieden t-rerden. 

Es ist zu planen, ob 
der Gefangene im geschlos­
senen oder offenen Voll­
zug unterzubringen ist , 
welchen Wohn- und Behand­
lungsgruppen er zugewiesen 
wird, ob und ggf . wann ein 
Arbeitseinsatz sowie ~aß­
nahmen der beruflichen 
Aus- oder Fortbildung und 
ggf . eine Umschulung er­
folgen soll. Zu regeln ist 
ferner die Teilnahme an 
Veranstaltungen der Wei­
terbildung , ob und ggf. 
welche besonderen Hilfs­
und Behandlungsmaßnahmen 



erforderlich sind, wann 
Lockerungen des Vollzuges 
(Ausführungen, Ausgang, 
Urlaub, Freigang) einset­
zen und \vie sie stufen­
~..reise weitergeführt wer­
den und welche Maßnahmen 
zur Entlassungsvorberei­
tung notwendig sind. Alle 
diese Festlegungen hat 
der Gesetzgeber als pla­
nende Vorausentscheidun­
gen verlangt. 

In der Theorie scheint 
das auch alles klar zu 
sein, in der Alltagspraxis 
des Knastes sieht das aber 
ett..ras anders aus: Zwar hat 
die Rechtsprechung längst 
entschieden, das jeder 
Gefangene ein Recht auf 
einen Vollzugsplan hat und 
selbst Personalmangel kein 
Grund für seine Nichter­
stellung sein darf; den­
noch dürfte in der JVA Te­
gel (ca. I 500 Gefangene) 
maximal die Hälfte der Ge­
fangenen einen Vollzugs­
plan haben (Seit I 978 gibt 
es darüber tvoh lweis lieh 
keine neuere Statistik 
mehr!). Davon wiederum 
mindestens die Hälfte muß 
um jeden einzelnen Punkt 
der im Vollzugsplan 
schriftlich fixierten 
Schritte wie ein Löwe 
kämpfen, weil Vollzugs­
pläne hier grundsätzlich 
als unverbindliches Papier 
und nicht - \ne vom Ge­
setzgeber vorgesehen und 
durch die Rechtsprechung 
inzwischen bestätigt- als 
verbindliche Selbstbindung 
der Verwaltung angesehen 
wird. Nur ein verschwin­
dend kleiner Teil der Ge­
fangenen in dieser Anstalt 
kann damit rechnen, daß 
der Vollzugsplan ein wenig 
mehr wert ist als das Pa­
pier, auf das er geschrie­
ben ist. Fast alle Gefan­
genen ~n Tegel müssen, 
wenn sie überhaupt ihre 
Zeit hier sinnvoll nutzen 

TEGEL - INTERN 

wollen und nicht schon 
völlig resigniert sind, 
permanent gegen eine Flut 
von Willkür im allgegen­
wärtigen Dschungel der 
Bürokratie kämpfen. 

E i n Indiz für oder 
gegen die Urlaubszulassung 
ist die Prognose, ob ein 
Gefangener eventuell zum 
2/3-Zeitpunkt oder erst 
zum Ende seiner Strafe 
entlassen ~..rird. Weil die 
Justizverwaltung der Län­
der - entgegen dem erklär­
ten Willen des Gesetzge­
bers! - in die bundesein­
heitlichen Verwaltungs­
vorschriften die sogenann­
te Rests trafenklausei auf­
genommen haben, richtet 
sich der frühstmögliche 
Zeitpunkt für die Urlaubs­
zulassung nach dieser 
Prognose. Weil die Straf­
vollstreckungskammer am 
Landgericht Berlin aber 
in den Jahren 1980 und 81 
nur 8, I bzw. 6, 7 % der Ge­
fangenen vor der vollen 
Verbüßung ihrer Strafe zur 
Bewährung entlassen haben 
(Die Statistik für 1982 
liegt unseres lvissens 
noch nicht vor.), vird die 
erforderliche Prognose 
ersetzt durch die freund­
liche Bemerkung: "Glauben 
Sie etwa, daß ausgerech­
ner Sie auf Zweidrittel 
entlassen werden?!" 

Auf diese Weise werden 
sehr wenige Gefangene 
überhaupt zum Urlaub zu­
gelassen, z.Z . dürften das 
kaum 5 %, maximal 10 % 
sein. Die übrigen minde­
stens 90 % der Gefangenen 
der JVA Tegel sind vom 
Urlaub ausgeschlossen. 
Entsprechend niedrig ist 
die Zahl derjenigen Ge­
fangenen, die jemals zum 
Freigang zugelassen Her­
den. Das Regel-Ausnahme­
Verhältnis, das dem Ge­
setzgeber vorgeschwebt 
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bat, tvird dabei vollkom­
men auf den Kopf ge s te 11 t . 

Wenn nun ein Gefangener 
unter solchen Umständen 
(kein Vollzugsplan, kein 
Urlaub, kein Freigang) vor 
der Strafvollstreckungs­
kammer zur mündl ichen An­
hörung zur Frage der Aus­
setzung des Strafrestes 
zur Bewährung erscheint, 
hat er selbstverständlich 
keine "guten Karten" in 
der Hand . Selbst t-Tenn die 
Richter an den Strafvoll­
streckungskammern noch so 
wohlwollend ~vären - und 
sie sind es n i c b t ! 

, könnten sie den Be-
treffenden ohne vorherige 
Vollzugslockerungen, das 
heißt, Erprobung in der 
Freiheit, unmöglich ent­
lassen. 

Genau hier beißt sich 
die Katze in den Schwanz : 
Da die Strafvollstr ek­
kungskammern ke i ne Straf-

'DER LICHTBLICK ' 
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Lausige :eiten gab es für 
LU1S im Knast schon immer; 
jedoch ist es jetzt lang­
sam an der Zeit, daß ein­
ITL~ll alles richtig durch­
gekämmt \d rd. 

aussetzungenzur Bewährung 
zum 2/3-Zeitpunkt be­
schließen, stellt die Voll­
zugsbehörde bei der Pla­
nung der Vollzugslockerun­
gen nicht auf eine Ent­
lassung zum 2/3-Zeitpunkt 
ab. Obwohl nach § 57 StGB 
jeder Zeitstrafer ein 
Recht auf eine Ermessens­
entscheidung über seine 
Entlassung zum 2/3 Zeit­
punkt hat, macht sich 
die Anstalt durch ihre 
regelmäßig negative Prog­
nose zum Richter und macht 
die Strafvollstreckungs­
kammern zu ihrem blasen 
Sprachrohr. 

KLAl?STE~LU.VC 

F'r>isehfleisch ist beim Pa­
ket;empfang verboten; die 
Fütterung der> Raubtie'f'e in 
den TegeZer Käfigen hat~ 
zwniHdest was das Fl,eisoh 
betrifft~ cv"staLtsintern 
zu geschehe; •. 

Da aber auch hie'f' Vegeta­
"P":,er recht sel.r;en sind und 
"richtiges" Fleisch nwz 
eir>.maZ ein2 :JeUkar;esse 
ist 3 Läßt man sieh pe r Pa­
ket eben KasseZe'f' schik­
ke-t!. 

Dem VoZZzugadienstZeiter 
des Hauses I (George) Wa'f' 

das anscheinend ein Dor-rt 
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Die Senatsverwaltung 
ür Justiz argumentiert 

völlig unredlich, wenn sie 
unter den jetzigen Umstän­
den die Verant,Jortung für 
die geringe Zahl der 
Strafaussetzungen zur Be­
währung den Strafvoll­
streckungskannnern zmveist 
und sich auf deren rich­
terliche Unabhängigkeit 
beruft. Sie sollte sich 
stattdessen einmal ihrer 
eigenen Veraot,wrtung als 
Aufsichtsbehörde über die 
Justizvollzugsanstalten 
erinnern und diese zur 
Durchführung ihrer gesetz­
lich verbindlich fixierten 
Aufgaben wie Behandlungs­
untersuchung, Vollzugspla­
nung, sowie Planung der 
Urlaubs- und Freigangszu­
lassung verpflichten. Es 
kann nicht angehen, den 
derzeitigen Dschungel in 
der Justizbürokratie noch 
länger blühen zu lassen! 

\~ir Gefangenen sind 

im Auge . KU'f'zerhand Ueß 
e'!' bei einer ~nspektion 
der im gleichen Hause ge­
LegeYJ..en Brotstv.be ein gro­
ßes Stück Kasseler mi~ge­
hen~ das ordr ...... gsgemäf3 per 
OstePpaketeingebr>achtund 
im Inhaltsverzeichnis er­
wähnt wo'!'den war. 

Jie bereits von den Gefan­
uenen erhitzten Pfannen 
~ten unverrichteter Din­
ge wieder wegges te U t wer­
den; nv~ de'f' Vorgeschmack 
blieb auf de'f' Zunge und 
der hinzugekommene metal­
lisohe Gesohmaok der Wut3 
den diese recht eigenwil­
Lige Maßnahme des VDL ' s 
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wegen verschiedener 
Verstöße gegen gesetzli­
che Vorschriften mit Frei­
heitsentzug bestraft '.ror­
den. Wie lange darf die 

Senatsven..raltung für Justiz 
mit ihren untergeordneten 
Justizvollzugsanstalten 
das StVollzG, insbesondere 
die§§ 6 , 7und13 StVoll­
zG noch derart mißachten, 
ohne daß das Abgeordneten­
haus in seiner Funktion 
als unabhängiges und über­
geordnetes Kontrollorgan 
endlich t.rach tvird? ~lüssen 
wirklich erst aus den jetzt 
schon täglichen gewaltsa­
men Auseinandersetzungen 
im Knast größere Wolken 
,.erden, wie in den spät7n 
sechziger Jahren 1n 
Deutschland und erst kürz­
lich in Frankreich und 
Spanien vorexerziert, be­
vor der systematische Ge­
setzesbruch angeblicher 
Gesetzeshüter unterbunden 
,.,rird? 

Jörg H e g e r 

bei ihnen hinterließ. 

Einem eine erlaubte und 
ordnungsgemäßabgezeichne­
te Sache wegzunehmen und 
so selbsther'f'lich eigene 
Vors~ellungen durchzuset­
zen~ ist halt nur in Te­
gel. möglich. {)r>außen hät­
te es eine Anzeige wegen 
Diebstahls gegeben~ oder 
ein B~es Auge beim Dieb 
hätte vcm dem Mifurut des 
Bestohlenden eine deutli­
che sprache gesprochen . 

In diesem Fan wa'f' das an­
de'!'s . Die FZ.eischer- Innung 
UJU.l'ck bemüht - und diese 
steUte fest: "Unter Kas­
seler ist bearbeitetes 
FLeisch zu verstehen. Es 
ist gepökelt und geräu-
chert und deshalb kein 
FrisahfLeisch . " 



Nun wissen wir es alle al­
so ganz genau. Das Fleisch 
üJUrde dann auch einige Ta­
ge später UJieder an den 
Besitzer ausgehändigt. Die 
vom VDL vorgenommene Hand­
lung war vo Ukommen unnütz 
und diente nur dazu> den 
Frust unter den Gefangenen 
zu schüren. Außerdem zeig­
te diese Selbsthe~Plich­
keit wieder einmal jedem 
was die Gefangenen für de~ 
VDL sind. 

KlargestelLt sollte aber 
hier auch werden~ daß der 
VDL nur dann etwas in der 
Brotstube zu suchen hat> 
wenn er sich vorher einer 
ä~ztlichen Untersuchung 
unterzogen hat. Küchen­
leute> oder die Sanitäter 
sind für Fitzungen zustän­
dig> die i11. mit Lebensmit­
teln gelagerten Räumen 
s tattfind.en . 

Wer will schon Essen zu 
sich nehmen> das die Pfo­
ten des VDL's berührt ha­
ben? 

SOMMERFREISTUNDE 

Am 2. Mai fingen die abend­
lichen Freistunden an, die 
ftlährend der Sommerzeit zu­
sätzlich gewährt werden. 

Haus I kam dabei diesmal 
zu kurz, da der originale 
Freistundenhof einer Bud­
delwiese gleicht, die die 
Ausschachtungsarbeiten 
für einen Neubau (Techni­
sches Zentrum) so mit 
sich brachten. 

Besonders schlecht gegen­
über den anderen Häusern 
sind aber wieder einmal 
die Gefangenen des Hauses 
III dran. Im Gegensatz zu 
ihren Kollegen, haben sie 
abends nur eine dreivier­
tel Stunde Frischluft -
und das nur jeden dritten 
Tag, wobei die Sonnabende 
und Sonntage "von Hause 
aus" ausgeschlossen sind. 

Hier in Haus III läßt man 
die Gefangenen nämlich nur 
Flügelweise auf den Hof, 
während diese spezielle 
Regelung die anderen Häu­
ser nicht betrifft. (Sogar 
das Haus II läßt 6 Sta tio­
nen auf den Hof.) 

Der Hof in Haus III ist 
groß genug, Zäune stehen 
auch jede Menge im Gelän­
de herum; außerdem hat die 
Erfahrung gezeigt:, daß so­
wieso nicht: alle Insassen 
an den Freistunden teil­
nehmen . 

Warum dann also diese Be­
fürchtung (oder ist es gar 
keine?), allen Gefangenen 
täglich die Möglichkeit 
zum Freistunden-Gang zu 
geben? 

Gerade die hier liegenden 
Langstrafer brauchen ihre 
tägliche Frischluftzufuhr. 
Daß aber Haus III in Din­
gen der Hafterleichterun­
gen etwas Besonderes dar­
stellt , weiß mittlerweile 
jeder hier. 
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So fing die Sommerfrei ­
stunde hier auch nicht am 
2 . Mai an, sondern erst am 
3. Vielleicht sollte mit 
diesem einen Tag schon de­
monstriert werden , daß man 
nicht daran denkt, die an­
deren Häuser als Bei s piel 
zu nehmen . 

Der Eigen - Status muß eben 
unter allen Umständen ge­
wahrt bleib~n . Koste es, 
was es wolle. 

- war-

MUTTERTAG 

Zur Feier des Tages gab es 
an diesem Tage für alle 
Inhaftierten morgens ein 
Stückehen Kuchen. Eine 
nette Geste, wenn man be­
denkt, daß hier keine ein­
zige Mutter sitzt . Es sei 
denn, man nähme die homo­
sexuellen Verhältnisse 
allzu genau; jedoch blie­
be es mir auch dann ein 
Rätsel, da ich noch nie 
etwas von einer Afterge­
burt gehört habe . 

Nehmen wir das Stückehen 
Kuchen also hin , wie es 
wahrscheinlich gemeint 
war : Als nette Geste und 
zur Erinnerung an diesen 
Tag, ru~ dem jeder an sei­
ne Kindheit und seine Mut­
ter erinnert wurde . 

Am Vatertag wartete man 
dann aber leider verge­
bens auf die geistigen Ge ­
tränke , die , wenn ich mich 
noch richtig eri nnern 
kann - zur Tradition die ­
ses Tages draußen reich­
lich flossen. 

Nicht einmal ein Stückehen 
Kuchen hatte man an d i esem 
Tage für uns übrig . Das 
aber wird wohl an der et­
was knappen Haushaltskasse 
gelegen haben - und nicht 
am Mangel von guten Wil­
len. 

-war-

'DER LICHTBLICK ' 



In der Dezemberausgabe 
' 82 des "Lichtblicks" , in 
dem Artikel "Kopfgeldjä­
ger", beschrieben wir das 
Spi t:zel - und Belohnungssy­
stem in der JVA Tegel . Un­
ter anderen war dort zu 
lesen : 

- Beispiel : l'ler sich heute 
eine Wa f fe besorgen las­
s en kann , der wird dabei 
nicht an einen gewaltsa­
men Ausbruch denken, 
sondern an Freibei ten im 
"Tauschverfahren " . 
Als "cool" kann man es 
noch bezeichnen, wenn 
derjeni ge dabei keinen 
anderen hochgehen läßt . 
Bedeutend s chlimmer wird 
es , wenn er di ese Wa f fe 
bei einem seiner Bekann­
ten (ohne dessen Wiss en) 
deponier t . 
Eine r'laffe zu f inden ist 
schon schön ; jedoch eine 
Waffe mit dem dazugehö­
r igen Ausbruch-Aspiran­
ten läßt alleHerzen hö­
her schlagen . Der Tip­
Geber, der j a bewies en 
hat , wie resozialisiert 
er ist und t<~ie er sich 
vom k r iminellen Tun di ­
s tanziert , geht hundert­
prozentig in Ur laub oder 
- falls er wirklich noch 
viel zu lange Sitzen 
muß - erhält Vergünsti ­
gungen anderer Art . 
we r der artiges demen­
tiert l ebt in einer an­
deren Welt und nicht in 
de r unsrigen - lebt an 
de r Realität vorbei . 
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Soweit das Zitat aus der 
Dezemberausgabe 1982 . Wa­
rum wir es wiederholen? 
Ganz einfach deshalb, weil 
jetzt innerhalb von nur 3 
Wochen das im Dezember 
Geschriebene bestätigt 
wurde . "Waffen dienten als 
Tauschobjekte". 

Der erste Fall geschah vor 
3 Wochen; es gab einen 
riesigen Anstaltsalarm; 
jeder Gefangene wurde ein­
zeln unter Verschluß ge­
nommen; betrof fen waren 
davon 1 500 Inhaftierte . 
Gefunden wurde : 1 Pistole 
(durchgeladen) , Munition; 
desweiteren soll noch ein 
Fluchtplan und ein vor dem 
Anstaltsgelände geparktes 
Fluchtau t o mit im Spiel 
gewesen sein . 

Der Tip- Geber - das sollte 
man neidl os anerkennen -
hatte dieses hübsch ver­
packte Geschenk dem Senat 
zum Tausch angeboten . 

Nach diesem gezielten Fund 
liefen hier in der Anstalt 
die Ermittlungen an , wur­
den Inhaftierte verhört, · 
und, wie bei solchen Ak­
tionen schon üblich , lan­
deten einige davon auch 
für ein paar Tage unter 
Dauerverschluß, nachdem 
man zuvor ihre Zellen aus­
einandergenommen hatte. 
Danach löste sich alles 
wieder in Wohlgefallen 
auf - und Ruhe kehrte ein . 
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Wer es nun war, der davon 
profitierte und vor allen 
Dingen, 1vas dem Senat oder 
der Anstaltsleitung die­
ses Geschäft "kostete" , 
verbreitete sich zwar in 
Windeseile von Hand zu 
Hand (Ohr zu Ohr); jedoch 
ist: es leider nicht druck­
reif. Auch aus Gr ünden der 
Sicherheit für den Betref­
fenden erscheint es ange­
bracht, sich besser in 
Schweigen zu hüllen . 

Der zweite Fall ereignete 
sich heute (6 . Mai 83) um 
die Mittagszeit her um . 
Schauplatz der Komödie war 
das Langstraferhaus, das 
Haus III . Bereits morgens 
trafen sich zur Konferenz 
im ehemaligen Zuchthaus 
Vertreter der Justizver­
waltung, der Sicherheits­
beauftragte von Moabit , der 
Anstaltsleiter, der Teil­
anstaltsleiter, der Voll ­
zugsdienstleiter und die 
Kripo. Auf Seiten der Ge­
fangenen wußte man , daß 
bei soloh einer Konzentra­
tion der für die Vollzugs­
angelegenheiten Ver ant­
wortlichen , i rgende t was 
im Busch sein mußte . 1·1an 
lag richtig! 

Besonders trunderte man 
sich über den zweimaligen 
Besuch e ines Anwalts beim 
Teilanstaltsleiter, der 
einen unserer Mi t gefangenen 
vertrat . Im Nachhinein war 
dann alles klar. Hier war 



das Geschäftliche geregelt 
worden . 

Gegen Mittag - kurz vor 
dem üblichen Einschluß -
besuchte der von dem An­
walt ver tretende Gefange­
ne noch schnell einen gu­
ten Bekannten, wonach die 
Dinge dann ihren Lauf nah­
men . 

Eine sofortige Filzunq der 
Zelle und des Bekannten, 
den unserer durch den An­
walt vertretende Mithäft­
ling kurz vorher besucht 
hatte, förderte dann auch 
wunschgemäß 1 Pistole, Mu­
nition und Geld zutage. 
Und ab ging es - stan te 
pede - für dieses arme 
Schweinchen: nach Moabit. 
Alles ohne Alarm und gro­
ßem Aufsehen . 

Eine ganz andere Richtung 
schl ug dagegen eine Stunde 
später jener Mithäftling 
ein , dessen Anwalt einen 
so anstr engenden Vormittag 
hinter sich gebracht hat­
te . 

Er muß über seine aus "hei­
terem Himmel " kommende 
"Bl i tzentl ass ung" richtig 
erschrocken gewesen sein. 
Vielleicht sah er von sei­
nem draußen war tenden Auto 
noch, wie sein "Kumpel" 
9btransportier t wurde und 
in Richtung Moabit ent­
s chwand . Gewissensbisse 
wird er dagegen kaum haben 
und auch sonst wird er ru­
hig schlafen können . 15 
Monate Reststrafe "ge ­
schenkt" zu bekommen, sind 
dazu ein zu schönes Bon­
bon . 

Bei derartiger Praxis -
und sie i st durchaus nicht 
neu - sehen wir schon ei­
nen Wa f fen - Boom auf uns 
zukommen . Denn derartige 
Geschäfte, die man natür­
lich der geschickten Füh­
rung eines Anwalts über­
lassen sollte , laufen im­
mer - wenn man es auch 
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seitens der Justiz- und 
Anstaltsleitung ständig 
dementiert . 

Halten wir es also noch­
mals fest : Das "inoffizi ­
elle" Belohnungssystem 
funktioniert nach wie vor. 
Für Hinweise auf Schlüs­
sel, Rauschgifte und Waf­
fen, um eirimal die für die 
Anstaltsleitung wichtig­
sten "Lampen" (lrnastjargon 
fürs Denunzieren) zu nen­
nen, gibt es Vergünstigun­
gen. 

Genau hier aber liegt auch 
eine gewisse Gefahr. Es 
ist der Geschicklichkeit, 
der charakterlichen Ver­
worfenheit und den Bezie­
hungen des einzelnen Ge­
fangenen damit überlassen, 
sich dank des inoffiziel­
len Angebots seine Voll­
zugslockerungen zu erkau­
fen. 

"Wenn die von der Verwal­
tung halt so dumm sind", 
hört man immer wieder die 
Inhaftierten und teilwei­
se auch die Beamten argu­
mentieren, "dann laßt sie 
doch . " 

Außerdem haben beide Sei­
ten dadurch ihre Vorteile: 
Wachsamkeit kann auf der 
einen demonstriert werden, 
Ehrlichkeit auf der ande­
ren ; für beide zählt of­
fensichtlich nur der Er­
folg . Wenn es sich nur 
darum handeln würde , könn­
te man der Sache zustim­
men und es als ein Ge­
schäft auf Gegenseitigkeit 
abbuchen . Dem ist aber 
leider nicht so. Man ver­
gißt dabei immer wieder, 
daß es ja auch noch eine 
dritte Seite gibt, nämlich 

die der Gelackmeierten . 
Diese sind es dann auch, 
die für die Kosten dieses 
Geschäftes geradezustehen 
haben und die Vorteile bei­
der anderen Seiten bezah­
len müssen : sei es - wie im 
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I ch hatte Dir schon 
immer gesagt , daß s o 
ei n Ballermann eine 
Versicherung für mie­
se zeiten darstellt ! 

letzten Fall - durch eine 
Verlegung nach Moabit oder 
einem Daueraufenthalt auf 
der Dealer-Station des 
Hauses I . 

Generell - und auch das 
kann man sagen - sind wir 
ja alle die Gelackmeier­
ten, da solche Funde im­
mer wieder dazu benutzt 
werden, die bereits stark 
übertriebenen Sicherbei ts­
maßnahmen ins Uferlose 
wachsen zu lassen . 

Bei etwas Fantasie kann 
man sich durchaus vorstel ­
len , daß es einmal zu ei ­
ner offiz iellen Tauschli ­
ste kommt, an der dann al­
le partizipieren können . 
Folgendermaßen könnte sie 
aussehen : 

- Eine 9 mm Pistole = 24 
Monate vJeniger Haft , Ur­
laub nach Bedarf, gün ­
stige Prognose für das 
zwei - Drittel . FreieAus­
wahl sozusagen: Wunsch­
programm. 

- Eine 7, 65 Pistole = ent­
sprechend weniger, nur 
noch Urlaub und keine 
vorzei tige Entlassung. 
Dafür alle erdenklichen 
Genehmigungen für den 
Aufenthalt während der 
zu verbüßenden Ha f t zeit . 

'DER LI CHTBLICK ' 



-Eine 6,35 Pistole =Nur 
noch Minimalvergünsti­
gungen (besser man be­
schafft scbon 2 Stück 
davon) Urlaub fällt weg, 
vorzeitige Entlassung 
dagegen wird forciert. 

- Pro Schuß besorgLer Mu­
nition dagegen gibt es 
als "Schmeckus" einen 
Tagesausgang. Und so 
weiter, und so .. . 

Bei zunehmender Perfektio­
nierunq in der Abwicklung 
und um den unbeteiligten 
Gefangenen die Hektik ein­
herschreitender Pilz- und 
Einschlußaktionen zu er­
sparen, könnte man das 
Verfahren dahingehend er­
weitern, daß eine "Ver­
trauensbasis" entsteht und 
auf "Zuruf" getauscht wer­
den kann. 

Das würde dann etwa so 
aussehen: 

Gefangener über seinen An­
walt an die Gefängnis- und 
Justizleitung. 

- Blitzentlassung bitte 
bis spätestens Montag. 
Im Gegenzug dazu fvaffe 
und Munition (Kaliber 
r"rie gewünscht) und falls 
als notwendig erachtet, 
auch Fluchtplan, Auto 
oder dergleichen . Ange­
botene Sachen werden an 
jeder gewünschten Stel­
le der JVA Tegel depo­
niert. 

Verwaltung über den Anwalt 
an den Gefangenen. 

- Nacll Akteneinsicht ist 
in Ihrem Falle eine De­
ponierung zwecks An tre­
tung der Beweisfähig­
keit nicht nötig. Wir 
glauben Ihnen auch so. 
Wir haben Ihre sofortige 
Blitzentlassung deshalb 
angeordnet. Behalten Sie 
Ihre Waffen für draußen. 

Auf diese Art würde es we­
nigstens keine dritte Sei-
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OBER GRöSSERE KALIBER 1\URDE U\JSERES \\IS­
SE~S BIS JETZT ~OCH ~ICHT VERHA~DELT! 
DOCH, WAS NICHT IST, KANN NOCH WERDEN. 

te mehr geben, die die äu­
ßerst unangenehmen Kosten 
derartigen Handeins anson­
sten zu tragen hat. Doct 
das ist Zukunftsmusik. 

In der Zr"1ischenzei t wird 
munter weiter denunziert, 
werden "getürkte" Beweise 
deponiert, leiden unschul­
dige Mitgefangene und be­
ruft man sich seitens der 
Anstalts- und Justizlei­
tung auf die "bewiesene" 
Wachsamkeit; tvobei man die 
Waagschale "Sicherheit -
Behandlungsvollzug" immer 
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mehr zugunsten erstgenann­
ter Kategorie verschiebt. 

Wann die nächste ~'laffe an- · 
geboten wird - ist unge­
lviß; daß d~eser Zeitpunkt 
kommt, ist so sicher, wie 
das "Amen" in der Kirche. 

Nur eines dürfte wohl bis 
jetzt noch nicht ganz so 
sicher feststehen: Ttlie die 
Belohnung aussehen wird. 
Das bleibt der Cleverness 
des beauftragten Anwalts 
überlassen . -war-



INFORMATION 

ZENTRALE BERATUNGSSTELLE 
DER FREIEN STRAFFÄLLIGENHILFE IN BERLIN 

Bundesallee 42/IV 
1 000 Berlin 31 

Telefon (030) 86 05 41 

0 F F E N E R B R I E F 

An den 
Senator für Justiz 
Prof. Dr . Rupert Scholz 
Salzburger Straße 21-25 

1000 Berlin 62 

Betr. : Hausverfügung 3/82 
des Leiters der JVA Tegel 

Sehr geehrter Herr Sena­
tor! 

Nach der Verfügung 3/82 
sollen Beihilfen für Ta­
gesausgänge und Urlaub in 
Höhe von DM 10,60 künftig 
in der Regel nur noch als 
Vorschuß gewährt werden, 
die vom Haus- bzw. Eigen­
geldkante der Inhaftier­
ten abzubuchen sind. 

Aus unserer Erfahrung 
ergeben sich daraus fol­
gende negativ zu wer­
tende Konsequenzen: 

J. STARKE EINSCHRÄNKUNG 
DES EINKAUFS ODER VERZICHT 
AUF DEN EINKAUF 

Die Inhaftierten werden 
keine oder nur eine sehr 
verringerte Einkaufsmög­
lichkeit wahrnehmen kön­
nen . 
Legitime "Konsum" bedürf­
nisse (Tabak, Kaffee, Kör­
perpflegemittel, Brief­
marken etc . ) können nicht 
mehr befriedigt w·erden . 
Der Inhaftierte wird folg­
lich entweder verstärkt 
von seinen Angehörigen 
finanziell abhängig wer-

den, dieselbst finanzieli 
häufig schlecht gestellt 
sind. 
Oder aber, sich zunehmend 
an dem illegalen Handel 
in der JVA beteiligen. D. 
h. die Geschäftemacherei 
in der Anstalt wird auf­
blühen, die Verschuldung 
der Inhaftierten unterein­
ander zunehmen . Insgesamt 
wird dies ein Klima "der 
Mensch ist dem Mensch ein 
Wolf" schaffen. 

2) AUSWIRKUNGEN AUF DIE 
ARBEITSMOTIVATION 

Die Höhe der Arbeitsbe­
lohnung (DM 80,- bis 100,­
monatlich) ermöglicht so­
wieso nicht das Ansparen 
großer SUilllllen. 
Gehen von diesem Betrag 
noch die Mittel für Aus­
gänge und Urlaubstage ab, 
1-1ird der finanzielle An­
reiz in der JVA zu arbei­
ten (oder zur Schule zu 
gehen) noch geringer. D. 
h., die eh in vielen Fäl­
len problematische Ar­
beitsmotivation ~•ird re­
duziert . Muß doch derje­
nige Inhaftierte, der ar­
beitet, die Mittel selbst 
tragen. Nichtarbeiter be­
kommen die Beihilfe . 

Weiter gedacht: 
Wer in seiner Raftzeit 
nicht arbeitet, hat kei­
nen Anspruch auf Arbeits­
losenge l d nach derEntlas­
sung. Er wird also von 
Sozialunterstützung leben. 
Nach unserer Erfahrung er-

'halten Haftentlassene So­
zialhilfeempfänger noch 
seltener Arbeit, alshaft­
entlassene Arbeitslose. 
D. h. sie sind geztvungen 
langfristig Sozialhilfe 
zu beziehen. (Völlig an-
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ders wäre die Situation 
bei einer Arbeitsentloh­
nung in der JVA, die aber 
vermutlich nicht in abseh­
barer Zeit realisiert 
werden ~o1i rd) . 

3) VERZICHT AUF TAGESAUS­
GÄNGE ODER URLAUB AUS DER 
JVA ZUGUNSTEN DES EINKAUFS . 

Daß Urlaub und Tagesaus­
gänge wichtige Bestand­
teile der Integration in 
der Gesellschaft sind und 
welche Bedeutung sie nach 
einer Strafhaft haben , 
brauchen wir Ihnen gegen­
über nicht näher zu er­
läutern. 
Wir gehen davon aus, daß 
die erheblichen Schwierig­
keiten bei der ~-lohnungs­
und Arbeitssuche bekannt 
sind. 

Verzichtet also der In­
haftierte auf diese Maß­
nahmen~ ist der Start in 
die Freiheit entscheidend 
erschwert, die Rückfall­
chancen erhöhen sich deut­
lich . 
Daß damit auch der Kontakt 
zu Ehefrauen , Kindern u . a . 
Bezugspersonen leidet, 
liegt auf der Hand . 

'DER LICHTBLICK' 



In Ihrer Antwort auf die 
kleine Anfrage Nr. 171 I 
des Abgeordneten Klaus­
Jürgen Schmidt (AL) vom 
16 . 12.82, gehen Sie davon 
aus, daß durch die Baus­
verfügung des Leiters der 
JVA Tegel 60 - 80.000 DM 
pro Jahr eingespart \ver­
den. t-lir befürchten, daß 
dies eine Fehlkalkulation 
ist, die sich auf die ge­
samte öffentliche Hand 
bezogen als Bumerang er­
\veisen wird, denn. 

- langfristige Abhängig­
keit von Sozialhilfe 
wird teurer 

- ein Rückfall wird teu-
rer 

n~ach UnsererKenntnis ko­
stet der öffentlichen Hand 
ein Haftplatz monatlich 
ca. DN 3 . 000. 20 Monate 
Haftzeit für e i n e n 
Inhaftierten ko.sten be­
reits die eingesparten DM 
60 .000). 

Die Mitarbeiter in der 
Zentralen Beratungsstelle 

• • • • • • • 
An den 
Direktor der BVG 
Herrn Piefke 
Potsdamer Straße 188 

1000 Berlin 30 

Sehr geehrter Herr Piefke , 

die Zentrale Beratungs­
stelle ist ein Zusammen­
schluß der freien Wohl­
fahrtsverbände für den 9e­
reich Straffälligenhilfe. 

Bei unserer Arbeit in 
de~ Berliner Justizvoll­
zugsanstalten stoBen wir 
immer wieder auf folgendes 
Problem : 

Inhaftierte , die im Rah­
men des Strafvollzugsge­
setzesUrlaub/E~tlassurgs­
ausgänge zur Vorbereitung 
der Haftentlassung erhal-
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ten, verlassen an diesen 
Tage~ die Strafans~alten 
mit maximal DM 10,60 pro 
Tag oder gänzlich mittel­
los . Die Inhaftierten müs­
sen in dieser Zeit nach­
weislich eine Vielzahl von 
Wegen erledigen (z .B. So­
zialamt. Arbeitsamt. Wo~­
nungsbaugesellschaftenJ 
Wohnungsbesichtigungen). 
Bei völliger Mittellosig­
Keit filhrt dies zwangs­
läufig zum "Schwarzfah­
ren". Selbst der Tages­
satz von DM 10,60 reicht 
nicht aus . um das notwen­
dige Fahrgeld aufzubrin­
gen und sich während des 
Tages zu ernähren . 

Von Seiten der Haftanstal­
ten ste~en keine Mittel 
zur Verfügung . Fahrsc~e:­
ne kos~enlos auszugeben. 

Für die Inhaftierter. heißt 
dasJ artweder auf die Ur­
laube/Ausgänge zu verzich­
ten, mit der Ko~sequenz, 
am Entlassungstag völlig 
u,vorbereitet vor dem An­
staltstor zu stehen. ohne 
~lohnung . ohne ;::~olizeili­
che Anmeldung und ohne die 
Chance auf Arbeit . 

Andererseits müssen sie 
das Risiko eingehen . daB 
nac• dreimaligen nachge­
v.Jieseoem Vergehen gegen 
das Beförderungsgesetz ein 
neues s~ra~verfahren ein­
geleitet wird . Um diesen 
Kreislauf zu unterbrechen. 
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bitten wir zu prüfen . ob 
die Möglichkeit besteht , 
daß unter vorlage des Ur­
laubs- bzw. Ausgangsschei ­
nes der Haftanstalten , die 
öffen~lichen Verke,rsmit­
tel Kostenlos zu benutzen 
sind. 
1.-Jir sind gern zu einem 
ausführlichen Gespräch be­
reit, in dem wir die Si­
tuation oetai 11 ierter dar­
legen können . 

Ihrer Ant~>Jort dankend 
entgegensehend verbleiben 
wir 

mit freundlichen Grüßen 

Gisela ~ r ü g e r 
(Sozialarbeiterinl 

Zentrale Beratungsstelle 
der freien Straffälligen 
Hilfe in Berlin 
z.H. Frau K r ü g e r 
Bundesallee 42 

1000 Berlin 31 

Sehr geehrte Frau Krüger! 

Das von Ihnen aufge­
zeigte Problem ist uns 
nicht unbekannt. So haben 
wir bereits durch eine In­

haftierten-Insassenvertre­
tung von dem Problem er­
fahren. 

Wir sehen uns leider 
nicht in der Lage, hier 
helfend einzugreifen, ob­
wohl wir die Problematik 
nicht verkennen. Die BVG 
ist nach dem Eigenbe­
triebsgesetz verpflichtet, 
nach wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten zu arbeiten. 
Sicher ist Ihnen nicht un­
bekannt, daß trotz größter 
Rationalisierungsbemühun­
gen der jährliche Verlust 
knapp unter 500 Mio DM 
liegt. Selbst bei besseren 
wirtschaftlichen 'Voraus­
setzungen könnte die BVG 
hier nicht helfen, weil 



sie sich nur im Rahmen des 
vom Senat nach Zustimmung 
des Abgeordnetenhauses 
festgesetzten Tarifes be­
wegen darf. 

Unseres Erachtens wären 
die Mittel an der Stelle 
einzusetzen, wo im Rahmen 
der Resozialisierung ent­
sprechende Urlaube gewährt 
werden, nämlich in den 
Haftanstalten selbst. Wenn 
die Tagessätze bei den 
jetzigen Preisen nicht 
mehr ausr eichen, die ge­
wünschte Resozialisierung 
vor der Haftentlassung 
einzuleiten, müssen sie 
eben aufgestockt werden . 
Es müßte sich doch bei 
einigermaßen gutem Willen 
einrichten lassen, daß für 

INFORMATION 

Gut gebrüllt, 
s a 1 o n - L ö w e! 
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Art. 103 Abs. 1 GG 
§§ 119, 120 Abs. 1 S tVo 1 1-
zG, § 33a StPO 

1. Wird einem Strafgefan­
genen, der gegen den 
Beschluß der Strafvoll­
streckungskammer 
Rechtsbeschwerde ein­
gelegt hat , vor der 
Entscheidung des Straf­
senats die Stellung­
nahme des Präsidenten 
des Justizvollzugsam­
tes nicht mitgeteilt, 
so ist ihm rechtliches 
Gehör nicht gewährt 
worden; sein Grund recht 

aus Art. 103 Abs. 1 GG 
i s t ver I e t z t . 

2 . Dem Gefangenen steht 
in diesem Falle nach 
§ 120 Abs. 1 StVollzG 
in Verbindung mit§ 33a 
StPO das Recht zu, sieh 
durch einen entspre­
chenden Antrag beim 
Oberlandesgerichtnach­
träg I ich rechtliches 
Gehör zu verschaffen. 

Besch 1 uß des Bundesverfas ­
sungsgerichts Vorprü­
fungsausschuß - nach § 93a 
BVerfGG vom 9.9.1982 - 2 
BvR 885/82 -
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diese Zwecke bei der BVG 
Dienstfahrscheine gekauft 
tve rden, um sie dann im Be­
darfsfalle an den entspre­
chenden Personenkreis aus­
geben zu können. 

Bitte haben Sie Ver­
ständnis dafür, daß die 
BVG hier nicht als "Er­
satz-Sozialamt" einsprin­
gen kann, wenn sich schon 
das Sozialamt für nicht 
zuständig während der 
Haftdauer erklärt. 

Mit freundlichen Grüßen 
BERLINER VERKEHRS -BETRIEBE 

(BVG) 
EIGENBETRIEB VON BERLIN 
Direktion Verkehr un I Be­
trieb 
Piefke 

§ § 84 Abs. 2 und 3, I I 6 
Abs. I StVollzG 

I. Weicht die Strafvoll­
streckungskammer weder 
von einer einschlägi­
gen höchstrichterli­
chen Rechtsprechung ab 
noch verstößt sie gegen 
eine Bestimmung des 
geltenden Rechts in 
ständiger Rechtspre­
chung, ist die Einheit-
1 ichkeit der Rechtspre­
chung i.S . d. § J 16 Abs. 
I StVollzG nicht ge­
fährdet. 

2. Zu einer mündlichen An­
hörung von Verfahrens­
beteiligten oder Drit­
ten ist die Strafvoll­
streckungskammer nur 
verpflichtet, wenn an­
ders eine hinreichende 
Sachaufklärung nicht 
möglich ist. Das Ge­
richt darf allerdings 
die behördlichen Tat­
sachenfeststellungen 
seiner Entscheidung 
nicht ungeprüftzugrun­
de legen. 

' DER LI CHTBLI CK ' 



3 . Das Begriffspaar "An­
ordnung im Einzelfall" 
(§ 84 Abs . 2 StVollzG) 
und "allgemeine Anord­
nung" (§84Abs . 3) ist 
nichc gleichzusetzen 
oder zu vergleichen mit 
dem Begriffspaar "Ver­
\-laltungsakt" und "All­
gemeinverfügung'' . Viel­
mehr betreffen die all ­
gemeinen Anordnungen 
im Sinne des § 84 Abs. 
3 StVollzG alle Gefan­
genen, \ve lche die je­
weiligen Tatbestands­
voraussetzungen (Auf­
nahme, Rückkehr in die 
fulstalt) erfüllen . Für 
sie ist wesentlich. 
daß sie keinen konkre­
ten Einzelfall r~geln. 
der durch Ort . Zeit 
und Kreis der Be troffe­
nen abgegrenzt ist . 
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6 . Offen bleibt, ob auch 
die generelle Anord­
nung , Strafgefangene 
vor und nach über,.;ach­
ten Besuchen körperlich 
zu durchsuchen und zu 
diesem Z\veck (notfalls) 
zu entkleiden, im Rah­
men des § 84 Abs . 2 
StVollzG zulässig und 
ermessensfehlerfrei 
ist, '"enn sie durch das 
Sicherheitsbedürfnis 
der Anstalt gedeckt ist 
(bejahend OLC Hanun NStZ 
1981 . 407). 

Beschluß des Oberlandes­
gerichts Nürnberg vom 20. 
8. 1982 - Ws 530/82 -

4 . Trifft ein Anstaltslei- § 84 Abs . 2 Satz 1 StVollzG 
ter eine Verfügung, wo-
nach bei jedem dritten 
Gefangenen, dessen Be­
suchsverkehr an einem 
b~.;;stimmten Tag in einem 
näher bezeichneten Raum 
stattfindet , eine mit 
einer Entkleidung ver­
bundene körperliche 
Durchsuchung vorzuneh­
men ist , so handelt es 
sich um eine Anordnung 
im Einzelfall (§ 84 
Abs . 2 Satz I StVollzG) . 

5 . Eine solche Anordnung 
ist nicht deshalb 
rechtswidrig , weil sie 
körpe r liche Durchsu­
chungen auf Stichproben 
beschränkt . 1.Jird sie in 
einer Anstal t mit hohem 
Sicher heitsgrad unter 
Ab\-lägung der Sicher­
hei t serforder nisse ge­
genüber den Interessen 
der davon betroffenen 
Gefangenen an der t.Jah­
r ung i hr er Intimsphär e 
getroffen, läßt sie 
keinen Ermessensfehler 
e r kennen. 
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1. a) 

§ 84 Abs . 2 StVollzG 
läßt die mit einer Ent­
scheidung verbundene kör­
perliche Durchsuchung nur 
bei Gefahr im Verzuge oder 
auf Anordnung des An­
staltsleiters im Einzel­
fall zu . Die körperliche 
Durcllsuchung kann dabei 
auch das Nachforschen nach 
Gegenständen in natürl~­
chen , ohne Eingriff mit 
medizinischen Hilfsmitteln 
einsehbare Körperhöhlen 
und -Öffnungen umfassen. 

b) 
Die Gegenüberstellung 
beider Zulässigkeitsvor­
aussetzungen des§ 84 Abs. 
2 StVollzG macht deutlich, 
daß diekörperliehe Durch­
suchung kraft Einzelan­
ordnung auch bei Anhalts­
punkten für eine Gefähr­
dung der Sicherheit und 
Ordnung der Vollzugsan­
stalt zulässig ist, bei 
denen eine Gefahr im Ver­
z uge nicht besteht . 
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2 . 
Wird ein wegen Handel­
treibens mit und Abgabe 
von Betäubungsmitteln 
(vor-)bestrafter Gefange­
ner kraft Einzelanordnung 
zur Verhinderung des 
Einsahleusens und Inver-

von Betäu­
in der Voll­
entsprechend 
durchsucht, 

Maßnahme auch 

kebrbringens 
bungsmitteln 
zugsanstalt 
körperlich 
liegt diese 
dann noch im Rahmen des 
gesetzlichen Ermessens, 
1venn konkrete Anhalts­
punkte für eine Gefähr­
dung der Anstaltssicher­
bei t nicht gegeben sind. 
Insoweit sind stichpro­
benartige Kontrollen zu­
lässig. 

Beschluß des Oberlandes­
gerichts Karlsruhe vom 
16. 11.1982 - 3 Ws 225/82 -

§ 42 StVollzG 
Ein arbeitsfreier Sonn­

abend, der kein gesetzl i ­
cher Sonn- oder Feiertag 
ist, ist bei der ßerech-

. nung des Urlaubs ( § 3 Abs. 
2 BUrlG) und damit auch 
bei der Freistellung von 
der Arbeitspflicht als 
Werktag anzusehen . 
Beschluß des Oberlandes­
gerichts Hamm vom 26 .7. 
1982 - 7 Vol l z (Ws) 86/82 -



MED , ANNEMARIE WIEGAND FLOTOWSTR. 5 1000 BERLIN 
TELEFON: o3o / 3~1 59 21 

ÜBERFÜLLUNG UND ÜBERTRI EBENES SICHERHEITSDENKEN ERSCHWEREN NICHT NUR DIE 

HAFT - J SONDERN AUCH DTE ARBEITSBEDINGUNGEN 

a) FOLGE~ FÜR DIE HAFTLINGE 

Rolinski, 1971, Tagung des Deutschen Arztinnenbundes über Kriminalität 
in psychologischer und medizinischer Sicht: 
"So \vissen \\ir, daß man eine Anstalt nicht zweispurig organisieren kann, 
d.h ., daß man die Resozialisierung nicht gleichrangig neben der Siche­
rung und der Aufrechterhaltung der Ordnung betreiben kann . 
In solchen Fällen entsteht ein :ielkonflikt, bei dem letztlich das ku­
stodale Ziel auf Kosten der Resozialisierungsbemühungen faktisch den 
Vorrang gewinnen ldrd . Der Sicherungsvollzug nämlich läßt sich einfacher 
regeln, 1 ei eh ter kontrollieren und dem: ufolge ein fache r durch führen ... " 

Wie schon vom23 - Stunden- Dauereinschluß im Untersuchungshaftvollzug ge ­
schildert, muß bei einem Sicherungsvollzugmit einer zunehmenden bis hin 
zur völligen Entsozialisierung gerade jüngerer Gefangener gerechnet \ver ­
den. 

b) FOLGEN FÜR BEDIENSTETE 

~icht nur die bekannt gewordenenTodesfälle der Beamten des höheren und 
gehobenen Dienstes (am 11 . 2. 82 erhängt sich der Chefarzt der Inneren Ab ­
teilung des Berliner Haftkrankenhauses \loabi t, der Epidemieloge Dr . med . 
Volker Leschhorn) weisen auf eine übermäßige körperliche und seelische 
Belastung hin- nicht weniger deutlich sprechen die unbekannten und nicht 
diskutierten Todesfälle unter den Beamten des Vollzugsdienstes : 

Im Jahre 1982 verübten z w e i Beamte der JVA Tegel 
Selbstmord durch Erschießen auf Wachtürmen, 
mindestens zwei noch jüngere Beamte verstarben plötzlich . 

Aber bei den zahlreichen Todesfällen der Vollzugsbediensteten wird eine 
Verletzung der Fürsorgepflicht nicht einmal erwogen . Im Fall Leschhorn 
erschien die ausführliche Redepassage des Justizsenators nicht mehr im 
Inhaltsprotokoll der Rechtsausschußsitzung vom 21.1 .82. 
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ALS PROZENT ALLER VERURTEILTEN 
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.\nmerkung: In Verbindung mit der Graphik "Verhängte 
Haftstrafen über 2 Jahre als Prozent Untersuchungs­
gefangene'' \d rd die übertriebene Inhaftierung in Un­
tersuchungshaft in Ber 1 in wegen Baga te llde 1 i kten be­
sonders deutlich. Gerade beim Bagatelldelikt wird 
vorangehend in Polizeihaft genommen. Bereits eine 
kur:e Polizeihaft kann beim älteren ~enschen einen 
">Ch,-.rercn Schock mit depressiver Symptomatik auslösen. 
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Summe der zusä t zl i ch verbüßten Kurzstrafen durch unberechtigte Unter­
suchungshaft (Freispruch, Verfahren eingestellt, Geldstrafen für Unter­
suchungshäftlinge) dargestellt als % aller verhängten vol l ziehbaren 
Haftstrafen (gegen alle Verurteilten) 19 76 - 1981 

150 % 

• 
100 % 

• 
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- • .. • " I I I • • 0 

1976 77 78 

• 

• 
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I • 0 

79 80 

• 

• 'Ii 

F r a u e n 
Berlin 

Berlin gesamt 

F r a u e n 
B u n d 

-=- Bund gesamt 

8 1 

Anmerkung : es war geplant, eingestellte Verfahren gegen Untersuchungs ­
häftlinge als % aller vollziehbaren Haftstrafen darzustellen . Das war 
aber nicht möglich : Bund gesamt = 1, 6 % - Frauen Berl in = 68 , 7 % ( 1981) 

Bundesweit wird übertrieben in Untersuchungshaft genommen . Davon sind 
Frauen und Menschen in Berlin besonders betroffen . Der extreme Anstieg 
bei Frauen in Berlin 1979/80 weist auf einen künstlichen Eingriff von 
außen hin . Diese Fälle betreffen ausschließlich Einfachen Diebstahl und 
sehr oft Unschuldige, welche aufgrund ihres hohen Alters wehrlos sind . 



WEITERE AUFFÄLLIGKEITE~ I~ DER BERLI~ER JUSTIZ 

~an beobachtet seit 19 7 8 , daß sämtliche Personen , welche sich engagiert 
für die Erfüllung des Strafvoll zugsgese t :es \'On 19 ~ ~ einsetzen, aus ih­
ren Arbeitss tell en in der Verwaltung und im Y.ollzug auf die verschieden­
ste Weise ent fernt werden . 

Es sind gleichzeitig diejenigen Personen, welche erkennen könnten, daß 
die Oberfüllung der Berliner Gefängnisse k ü n s t 1 i c h herbeige ­
führt wird . 

Ein besonders typisches Beispiel: 

Im Früh jahr 1979 entfernte man den Vorsitzenden des Anstnltsbeirats der 
Lehrter Straße aus seiner Position, Herrn Professor Hagolani , ej nen So­
zialpädagogen mit besonderer Erfahrung im Strafvollzug und in der Arbeit 
mit drogenabhängigen Jugend! ichen: Professor llago lani hatte damit begon­
nen, ausführliche Statistiken über den Frauen~oll:ug anzulegen. 

So entsteht auch der Verdacht, daß der Chefarzt und Epidemieloge Or . 
Leschhorn, welcher i m Haftkrankenhaus Noabi t wissenschaftliche Arbeiten 
durchführte, ganz beKußt aus seiner Stellung entfernt tvurde: 

Als Folge der lvissenschaftlichen Arbeiten Dr . Leschhorns hätte h'Omöglich 
die Untersuchungshaftanstalt "-1oabi t gesperrt ,,·erden müssen . 
Da es offenbar keinen schriftlichen 'iachlaß dieser \dssenschaftl ichen l.r ­
bei ten gibt , entsteht der Verdacht, .daß man in der Justizverwaltung noch 
vor dem Wissenschaftler erkannte , zu welchem Ergebnis seine .\rbei ten füh ­
ren würden : 

Die Sperrung der Untersuchungshaftanstalt ~oabit aber hätte bedeu­
tet, daß man nicht mehr von einer Oberfüllung der Haftanstalten h~it ­
te sprechen können, Jenn der gesamte Belegungsdruck geht ausschließ­
lich von \loabit aus und ist ausschließlich \"On der 'Ienge der vcrh~4ng­
ten und verbüßten Kurzstrafen und damit von der Zahl der Untersu­
chungshäftlinge abhängig . 

Unter diesem Aspekt erscheint es besonders verant\\'Ortungslos, daß Jie Un ­
tersuchungshaftanstalt weiter völlig überbelegt wurde . 

Und auch die Strafversetzung des Arztes und sein Tod erscheinen in einem 
anderen Licht . 

ltJI RD FORGE SETZT! 

Unser lieber Genosse und Freund 

Horst Klennert 
• 15. 8. 1932 t 20. 4. 1983 

ist plötzlich und unerwartet verstorben. 
Wir trauern um einen langjährigen Genossen, dessen humor­
volle Art und solidarische Mitarbeit uns fehlen werden. 
Hilfsbereitschaft und Verständnis für Randgruppen haben seine 
Arbeit im Strafvollzug, in der Partei und der Arbeiterwohlfahrt 
geprägt. 

SPD Schöneberg, 6. Abt. 
Manfred Hecker 
Abt.-Vorsitzend er 

AUCH WIR BEDAUERN DEN SO 
PLÖTZLICHEN UND UNERWAR­
TETEN TOD UNSERES BETREU­
ERS, SOZIALARBEITERS UND 
FREUNDES HORST KLENNERT . 

OBWOHL IHM DER DIENST TM 
STRAFVOLLZUG NJC~T IMMER 
LEICHT GEMACHT WURDE, GE­
HÖRTE ER STETS ZU DEN WE ­
NIGEN BEAMTEN, DENEN DIE 
SORGEN UI-JD NöTE DER GEFAN­
GENEN NICHT GLEICHGÜLTIG 
WAREN . 

ER HATTE SEIN HERZ AUF 
DEM RECHTEN FLECK . 
11 Ll CHTBLJ CK" - REDAKT ION 



DIE VORLETZTE SEITE 

Harris/Paxman 

EINE HÖHERE FORM DES TÖ­
TENS 

ECON Verlag GmbH 
Düsseldorf 

Es begann in der Nähe 
von Ypern 1915 - mit dem 
ersten Einsatz von chemi­
schen Kampfstoffen wurde 
die Geschichte der viel­
leicht grausamsten aller 
modernen {.Jaffen eingeläu­
tet. 

Seither \vurden immer 
wieder Entdeckungen in 
der Medizin und anderen 
Wissenschaften von Mili­
tärs systematisch ausge­
nutzt, um Kampfstoffe wie 
Gelbgas, Tabun oder Sarin 
und Mittel zur künstli­
chen Erzeugung von Milz­
brand und vielfältigen 
anderen Seuchen zu entwik­
keln. 

Dieses Buch ist die er­
ste geschlossene Darstel­
lung über die Entwicklung 
und Anwendung biologischer 
und chemischer Waffen -
vom ersten Einsatz über 
die Suche Hitlers nach 
neuen B- und C-Waffen, 
die japanisch~n Experi­
mente, Churchills Plan, 
deutsche Städte zu verga­
sen bis hin zu Vietnam, 
den CIA-Experimenten mit 
LSD und der An\vendung 
durch die Sowjetunion in 
Afghanistan, Laos und Kam­
bodscha. 

In einem Vorwort weist 
Alfred Mechtersheimer auf 
die Notwendigkeit der Auf­
klärung und der Abrüstung 
gerade auf diesem Gebiet 
hin. 

Alexander Nemow 

GESCHÄFTE IN BAKU 

Scherz-Verlag 
Bern, München 

- lop-

Baku, die Millionen­
stadt am Kaspischen ~eer, 
2000 Kilometer von Moskau 
entfernt, ist nicht nur 
die Hauptstadt der heiß­
blütigen Aserbeidschaner, 
sondern auch das heißeste 
Pflaster der Sowjetunion. 
Hier herrstht die Mafia 
so selbstverständlich und 
gnadenlos wie in Südita­
lien und in den Metropo­
len der USA, und die Ord­
nungshüter verhalten sich 
ebenfalls nach westlichem 
Muster: Lieber vertuschen, 
als aufdecken . Wer es 
wagt, in das Wespennest 
des Syndikats zu stechen, 
der kann sein Testament 
machen. 
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Doch nicht einmal dazu 
hat man dem Journa l is t en 
Belkin Zeit gelassen, der 
den wahmvi tzigen Einfall 
hatte, die tödlichen En­
grosgeschäfte mit der hei­
ßen Ware aus Afghanistan 
ans Licht der Öffentlich­
keit zu bringen. Er ver­
schwindet spurlos. 

Oder zumindest 'fast' 
spurlos. Denn Untersu­
chungsrichter Schamrajew 
findet den Sonderbericht­
erstatter der "Pra\vda11 

zwar nicht, aber sei ne 
Spuren führen - über Lei­
chen - immer tiefer in 
das Labyrinth des kauka­
sischen Untergrunds. Des­
sen diskrete Verbindungen 
mit den Zentralen der 
Staatssicherheit und den 
Datschas ihrer Spitzen­
funktionäre lassen dem 
braven Schamjarew die Haa­
re zu Berge stehen , ihn 
jedoch nicht am Sozialis­
mus zweifeln. 

Nur, daß ihm nicht eher 
eingefallen ist, 'tvo man 
einen vermißten und miß­
liebigen Genossen wieder­
finden kann - nämlich in 
einer Heilanstalt fürGei­
stesgestörte - , das är­
gert ihn . Undersetzt al­
les daran, um Belkin zu 
retten ... 

Alexander Nemmv \ve i ß, 
wovon er spricht. 25 Jahre 
lang war er Untersuchungs­
richter in Baku . 1977 konn­
te er in die USA ausrei­
sen, wo der intime Kenner 
des sowjetischen Justiz­
apparates zu schreiben 
begann. Mit bemerkenswer t 
leichter Hand versteht er 
eine absolut authentische 
Atmosphäre zu schaffen , 
und wie kein anderer im 
Westen beherrscht er die 
Sprache der Geheimdienst­
ler und der Ganoven i n 
seiner Heimat . 

- lop-

'DER LICHTBLICK' 
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